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festzulegenden erhebli-
chen Auflagen nicht 
ausufern zu lassen. Da-
her die wenigen rot aus-
gewiesenen Flächen im 
Vergleich zu den ei-
gentlichen dunkel-
blauen Verdachtsflä-
chen der Karte. In wie 
weit die Länder hier 
fahrlässig oder verant-
wortungsbewusst han-
deln, lässt sich an Hand 
der recht unterschiedli-
chen Herangehenswei-
sen ermitteln. Baden-
Württemberg z.B. ging 
zunächst davon aus, 
dass die BfS-Kartierung 
keine Vorhersage zur 
Höhe von Radon in Ge-
bäuden darstellen kann 
und mathematischen 
Modelle erst mit einer 
Vielzahl von Einzelmes-
sungen zu Prognosen 
werden. Vorhersagen 
bleiben dabei unsicher 
und fehlerhaft. Daher 
bedient sich das Lan-
desumweltministerium 
ergänzend zur BfS-
Prognose zwei weiterer 
Kriterien – dazu aus-
führlicher ab Seite 12. 

Radon in Gebäuden: Seite 3 – 6 

Radon – Die Gefahr 

aus dem Keller 
Uranbergbausanierung:  

Endabdeckung „Cul-

mitzsch“ Seite 9 - 11 

Radonvorsorgegebiete: 

Baden-Württemberg 
auf Seite 12/13 

 

Atommüll für 

Thüringen? 
Ein Beitrag von Ralph 

Lenkert Seite 14/15 

 

Mit zunehmendem 
Graublau in nebenste-
hender Radon-Karte 
steigt die Wahrschein-
lichkeit überhöhter Kon-
zentrationen des krebs-
erregenden Gases in 
der Gebäudeluft. Sechs 
Bundesländer haben 
entsprechend der ge-
setzlichen Vorgabe 
nach § 121 des Strah-
lenschutzgesetzes Ra-
donvorsorgegebiete 
ausgewiesen. Als letz-
tes fixierte Baden-Würt-
temberg nach Ab-
schluss einer Bürgerbe-
teiligung bis zum 
21.02.21 in der Region 
Südschwarzwald 29 
Gemeinden. Außer in 
Teilen des Schwarzwal-
des gelten als geolo-
gisch prädestiniert: Ge-
biete im Harz, im Erz- 
und Fichtelgebirge, de-
ren Gesteinsformatio-
nen erhöhte Radium- 
und Urangehalte auf-
weisen. Die Länder be-
mühten sich mittels di-
verser Randbedingun-
gen die entsprechenden 
Siedlungsgebiete mög-
lichst gering zu halten, 
um    die   flächenmäßig 
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Aus dem Inhalt 
Zum nebenstehenden 

informativ-Thema der 

Endlagersuche für hochradio-

aktiven Atommüll konnte mit 

dem Thüringer Bundestags-

abgeordneten Ralph Lenkert 

ein durch seine langjährige 

Arbeit u.a. im Umweltaus-

schuss des Bundestages mit 

der Thematik vertrauter 

Fachmann gewonnen wer-

den, der zum Sachstand 

insbesondere für das 

Bundesland Thüringen 

informieren kann (S. 14/15).  
Die Schwierigkeiten der 

Radonvorsorge unterstreicht 

unser Themen- Beitrag ab S. 

3. Die Herangehensweise in 

den Bündesländern wird wird 

Gegenstand weiterer Artikel 

sein; heute für Baden-

Württemberg ab S. 12.  

Nachdem im letzten Heft die 

Mortalität von Umwelt-

noxen Todesraten im zwei 

bis dreistelligen Bereich epi-

demiologische Erläuterung  

fanden, offenbaren nun 

fünfstellige Todesfälle ein 

weit höheres Potential? Wie 

solche Zahlen zustande 

kommen: ab Seite 5. 

Die Uranbergbausanierung 

geht in ihr finales Stadium. 

Grund genug, ein derartiges 

Langzeitproblem kritisch zu 

bekleiden. Ab S. 9 wird die 

Meinung von tatsächlich 

Betroffenen der offiziellen 

Lesart gegenübergestellt; 

nicht zur Offenbarung, 

sondern die Diskussion steht 

im Vordergrund. 

Zum Abschluss ein Beitrag in 

Fortführung unserer elektro-

magnetischen  Strahlungs-

Rubrik über die digitale 

Messpflicht von Haushalts-

verbräuchen (S. 16). 

 

 

   

Atomendlagersuche:  

Trotz genügend Bundesämtern wie dem BfS schafft die Regierung weitere(s) zur weite-

ren Zerstückelung von Know-how: Bundesamt für Sicherheit der nuklearen Entsorgung 

(BASE), Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE), Nationales Begleitgremium und 

Gremien temporärer Statuskonferenzen. Unter Nutzung der Aufbruchsstimmung nach 

dem Regierungswechsel wird die Informationspolitik zwar gesteilt - aber besser? Die 

Antiatomkraftbewegten verausgaben sich derweil in Alternativkonferenzen. Der Streit 

gehört aber an einen Tisch, auch wenn „Runde Tische“ nicht mehr als demokratieimma-

nent gelten. Neuwahlen bringen zwar einen Klärungsanspruch mit sich, um dann doch 

nur insbesondere bei der Endlagerung die Probleme vor sich herzuschieben; mit finan-

ziellem Profit aller Schiebekräfte versteht sich. Die AAK-Bewegung verzettelt sich in 

Forderungsvielfalt. Da soll die Endlagersuche für schwach- u. mittelaktive Abfälle unter 

Einbeziehung des Klimawandels gleich mit gelöst werden. Eine Gegenexpertisen-Kul-

tur sei unbedingt einzubeziehen und das Primat der Selbstorganisation der Zivilgesell-

schaft über staatliche Steuerung ist sicherzustellen [1]. Dringender wäre jedoch: 1. Kon-

zentrierte Forderungen des Primats geologischer Eignung vor sogenannten planungs-

wissenschaftlichen Aspekten (einwohnerschwach, einwohnerschwächer…). 2. Endla-

gerfähige Konditionierung am Anfall- und nicht am Endlagerort. Hinter den Kulissen 

verdichtet sich inzwischen bereits die Festlegung konkreter Gebiete, offiziell als „Sub-

Untersuchungsgebiete“ (30) oder „Methodenentwicklung“ (4) bezeichnet. „Das Ergeb-

nis ist eine Vorschlagsliste mit Standortregionen, die in einigen Jahren konkret von der 

Erdoberfläche aus untersucht werden sollen… mit anschließender Bürgerbeteiligung… 

für alle dann übrig gebliebenen Standortregionen.“ [2] Ob nun 90 Teilgebiete, 30 Sub-

Gebiete oder 4 Modelgebiete, der Zug fährt in Richtung gezielter Vorauswahl der End-

lagerstandorte. Nach internen Informationen des Umweltkreises liegt eine Thüringische 

Region sehr weit vorn in der Gunst der „politischen Vorbereiter“: Das Thüringer Be-

cken. Hierfür wurden schon mal die Randbedingungen bezüglich der Überdeckungshö-

hen „modelhaft“ von 300 auf 100 m abgesenkt. Weiteres zum Thema ab S. 14. 
[1] „Einblicke“ Magazin der BGE Nr. 10; [2] ask-Bericht unter www.ausgestrahlt.de 

 

 

Geringe Besiedlung, wirtschaftlich unbedeutend aufgestellt und eine gewisse Gleichgül-

tigkeit des Ostens gegenüber Umweltproblemen bilden den Nährboden des am Ende 

entscheidenden politischen Lobbyismus in Deutschland.  

In eigener Sache: Seit Juni 2021 erscheint quartalsweise der „Ronneburger“ Strahlentelex. 

Einer Druckausgabe schließt sich eine frei zugängliche Online-Ausgabe (ISSN 2748-873X) 
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Messpflicht der Haushalts-
verbräuche im Fokus.

Das Bundesamt für Strah-

lenschutz (BfS) „warnt vor 
Homeoffice im Keller“. Das 
war trotz der alles überla-
gernden Corona-Pande-
mie im Februar 2021 sogar 
eine AFP-Meldung wert. 
Der Bürger erfuhr im knap-
pen Zeitungsdeutsch, was 
Sache ist: „Das Büro zu 
Hause sollte am besten 
nicht im Keller aufgebaut 
werden. In Innenräumen 
kann sich Radon anrei-
chern. Deshalb rät das BfS 
von dauerhaftem Home-
office im Keller ab.“ [1]. Die 
Einführung von Radonvor-
sorgegebieten (RVG) fi-
xiert das Problem entspre-
chend der Schemata im Ti-
telbild S. 1 fast flächende-
ckend für das Erzgebirge; 
ansonsten aber auf recht 
wenige Gebiete in 
Deutschland. Die farblich 
dunkleren Regionen der 
Karte sprechen eher für 
eine deutlich größere Ver-
breitung des Phänomens. 
In wie weit die Nutzung von 
Kellerräumen tatsächlich 
eingeschränkt erfolgen 
sollte und ob dies auf RVG 
beschränkbar ist, ist Ge-
genstand nachfolgender 
Betrachtungen. 

In Deutschland sind rund 

85% der Gebäude unter-
kellert oder teilunterkellert. 
Nach einer Auswertung in 
neun Bundesländern sol-
len fast die Hälfte aller 
Häuser dabei in Hanglage, 
also mit erhöhtem Erdkon-
takt, errichtet worden sein. 
[2]. Das BfS [3] definiert die 
Ursache des Radonein-
tritts in Gebäude über 

Risse, Spalten, Undichtig-
keiten und Durchbrüche in 
Fundament und Mauer-
werk.  Versorgungs-
schächte und Drainagen 
fördern den Eintrag der 
Bodenluft ebenso wie wet-
terabhängige (Unter)-
Druckverhältnisse. Ent-
sprechend dem geologi-
schen Untergrund variie-
ren die Intensitäten. Auch 
der Anteil von Uran- und 
Radiumspuren im Bauma-
terial, hierbei besonders 

Natur- und Bruchsteinma-
terialien, kann Quelle des 
Radongases in der Raum-
luft sein.  

Verschiedene Stichpro-

ben-Untersuchungen [2] 
veranlassten das BfS 

zunächst, etwa 15% der 
Keller und 5% der Erdge-
schossbereiche eine Ra-
donkonzentration über 
dem Referenzwert von 300 
Becquerels pro Kubikme-
ter (Bq/m3) Raumluft zuzu-
ordnen. Entsprechend Ab-
bildung 1 soll in Ost-
deutschland der Anteil der 
Referenzwertüberschrei-
tungen 25% in Kellern und 
noch 10% im Erdge-
schossbereich betragen. 
Diese Aussagen aus dem 
Jahr 2003 basieren auf 
etwa 10.000 Indoor-Mess-
daten. Daraus leitete das 
BfS eine Radon- Objekt-
klassifizierung ab und dif-
ferenzierte: „Die arithmeti-
schen (in Abb. 1b) und ge-
odätischen Mittelwerte der 
Radonkonzentrationen in 

den östlichen Bundeslän-
dern sind ungefähr doppelt 
so hoch wie in den westli-
chen Bundesländern, der 
Anteil der Messwertüber-
schreitungen für Planungs- 
und Referenzwerte liegen 

um ein Vielfaches höher“ 
[2], wofür unterschiedliche 
Baumerkmale verantwort-
lich gemacht wurden. Dem 
ist gegenzuhalten, dass 
die Messungen im Osten 
ausschließlich den mittel-
deutschen Raum betrafen 
und somit keine repräsen-
tative ostdeutsche Vertei-
lung erreicht wurde. 2004 
ging das BfS für Gesamt-
deutschland von einer 
wahrscheinlichen Über-
schreitungsrate (WÜR) in 
Erdgeschossen von über 
5% (Abb. 1a) aus, inzwi-
schen reduzierte man die-
sen Wert auf 1,5% ([3] 
S.14). Ursache der hohen 
Einschätzung waren expli-
zite Vorgaben bei der Aus-
wahl von 240 Gemeinden 
in 9 Bundesländern, die 
der gezielten Lastfindung 
dienten und so keine bun-
desweite Repräsentanz 
widerspiegelten (und auch 
nicht anstrebten). 

Aus einer Erhebung von 

über 5.000 Messungen im 
Bundesgebiet seit 1992 
ergaben sich bis 2016 
3.741 sogenannte geolo-
gisch repräsentative Mess-
punkte (MP), die der Er-
mittlung von Radonkon-
zentrationen im Boden und 
z.T. dessen Gasdurchläs-
sigkeit (Permeabilität) 
dienten. Die Bodenluftda-
ten wertete das BfS bereits 
2004 im Zusammenhang 
mit etwa 4.000 Radon-In-
door-Messungen aus, in-
clusive Zuordnung des ge-
ologischen Untergrundes. 
Eine Zunahme der In-
house-Werte korrelierte 
dabei nicht bzw. unregel-
mäßig mit der Höhe der 
Radonkonzentration des 
Baugrundes: Erst ab 150 
kBq/m3 (im Osten ab 100 
kBq/m3) zeigten die ermit-
telten geodätischen Mittel-
werte signifikante Steige-
rungen innerhalb von Ge-
bäuden. Daraus könnte 

Radon in Gebäuden 

Radon – Die Gefahr aus dem 

Keller 
Gefahr für Leib und Leben oder alles wie-

der einmal übertrieben? 

Frank Lange 
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Keller Erdgeschoss Obergeschoss

Abb. 1a: Referenzwertüberschreitung (>300 Bq/m3) 
in Gebäuden nach [2]
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Abb. 1b: Radon-Indoore-Bilanz nach [2]
arithmetische Mittelwerte (Bq/m3)
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auf ein Primat der bauli-
chen Merkmale für weite 
Bereiche der Bodenluft-
konzentration geschlossen 
werden. Erst bei höheren 
Radonkonzentrationen im 
Untergrund steigen even-
tuelle Ansprüche an bauli-
chen Schutzmaßnahmen 
zur Verhinderung unzuläs-
siger Radonausbreitungen 
in Gebäuden. Diese lo-
gisch klingende Schluss-
folgerung ist jedoch frag-
lich und nicht signifikant 
mit Messprogrammen un-
tersetzt. Aber diese Ablei-
tung „verleitete“ und be-
schränkte letztlich den Ge-
setzgeber zu einer Aus-
weisung von RVG auf rein 
geologischer Basis. 

Geologische Relevanz 

ermittelte das Bundesamt 
durch Zuordnung von 4017 
Radonbodenkonzentratio-
nen zu damals 22 geologi-
schen Formationen. Diese 
wurden bis dato auf 54 de-
tailliert, allerdings ohne 
spürbare Erweiterung des 
Messnetzes; die BfS Bo-
denluftkartierung stützt 
sich derzeit auf 3.978 MP.  
Nach Zuordnung der In-
door-Messungen des Ra-
dons (4.260 Keller und 
4.971 Erdgeschosse) 
stellte das BfS [2] 2004 ei-
nen Zusammenhang zwi-
schen Bodenluft und dem 
geologischen Untergrund 
sowie dem Innenradon von 
Gebäuden her. Dessen 
Signifikanz steht ebenfalls 
in Frage. Den geologi-
schen Gesteinsarten sind 
zu wenige Gebäudemes-
sungen und/oder viel zu 
wenige Bodenluftdaten zu-
geordnet. Ersichtlich sind 
erwartungsgemäß be-
stimmte lithologische Do-
minanzen, wie folgender 
Vergleich zeigt. Die weit 
verbreiteten quartären 
Schichtungen mit mittleren 
Radonkonzentration verur-
sachen in zugeordneten 
Gebäuden einen geodäti-
schen/arithmetischen Ø-

Radongehalt von 56/85 
Bq/m3 in Kellern und 40/49 
Bq/m3 in Erdgeschossen. 
Für Silur werden diesbe-
zügliche Raumluftwerte 
von 201/ 281 Bq/m3 und 
127/150 Bq/m3 ausgewie-
sen. Demnach wäre die 
WÜR deutlich erhöht und 
auffällig. Um beim Beispiel 
des Silurs zu bleiben, hier-
für gibt das BfS 2004 [2] für 
die Bodenluft geodätische/ 
arithmetische Durch-
schnittswerte von 47/77 
kBq/m3 an. Untersuchun-
gen aus Sachsen mit einer 
höheren MP-Zahl liegen 
dagegen bei 43,8/50,2 
kBq/m3. Die radonbezo-
gene Gebäudebewertung 
für die WÜR lautet in die-
sem Fall „unauffällig“ ([4] 
S. 56). Weitere Beispiele 
liegen vor. Solche Wider-
sprüche begründen sich 
u.U. mit zu geringem Da-
tenfundus. Generell han-
delt es sich eher um eine 
Überbewertung des geolo-
gischen Einflusses. Der 
Deck- und Lockergestein-
Einfluss auf tiefere radon-
haltige Geologien war bzw. 
ist ungeklärt. Eine Lösung 
sollte die Einbeziehung der 
Bodenpermeabilität brin-
gen. Inzwischen präsen-
tiert das BfS eine neue Lö-
sung (im Kasten S. 6).  

Zurück zur problemati-

schen Kellernutzung des 
Homeoffice. Das deutsch-
landweite Ergebnis der 
Radonmessungen in Kel-
lern unterteilte das BfS in 
baulichen Kategorien: 
 

Keller- 
Kategorie 

WÜR in 
EG > 300 
Bq/m3 

Unterkelle-
rung 

0,5 –2,0 % 

Teilunterkel-
lerung 

12 – 13 % 

ohne Keller 10 % 

Natur-/Fels-
stein-Boden 

21 % 

Lehm-/ Zie-
gel-Boden 

10 % 

Beton-Bo-
den  

< 5 % 

Die WÜR bezieht sich da-
bei auf die wahrscheinliche 
Überschreitungsrate des 
Referenzwertes im dar-
über befindlichen Erdge-
schoss. Die Tabellenanga-
ben beruhen auf Grund-
lage von etwa 12.000 
Messdaten in 240 Gemein-
den.  
Eine Hanglage der Ge-

bäude wirkt bei Unterkelle-

rung steigernd. Keller kön-

nen Radonkonzentrierung 

im Gebäude eher mindern 

als fördern.  Ebenerdige 

Gebäude wiesen eine 10 

% ige Überschreitungsrate 

auf, mit Unterkellerung da-

gegen nur 0,5 % (ohne 

Hanglage). Dabei ist das 

geologische Potential des 

Baugrundes zwar signifi-

kant aber zweitrangig. Ent-

scheidend ist der Dämm- 

und Ausbaugrad sowie der 

Belüftungsgrad. So gestal-

tete sich der Radongehalt 

im Wohnbereich in 21 % 

der Fälle kritisch, wenn der 

Kellerboden mit Natur-

steinplatten (i.d.R. ohne 

Frostschutz) ausgelegt 

war. Das bedeutet aber 

nicht für 79 % eine radon-

arme Untergrundgeologie, 

eher wirken gute Kellerlüf-

tungen oder Deckendäm-

mungen sich positiv auf die 

EG aus. Nachfolgende 

Praxisbeispiele vertiefen 

die Aussagen. 

Aus dem Gebäudegrund 

riss geht die „Abschottung“ 

des Kellers ① hervor. Es 

handelt sich um eine 30 m2 

Fläche eines alten 

Gewölbes mit Naturstein-

platten, das etwa um 1987 

komplett überbaut und von 

der Außenwelt abgeschnit-

ten wurde. Belüftungsmög-

lichkeiten sind nicht mehr 

vorhanden bzw. mit Geröll 

verfüllt. Das geologische 

Potential erreicht bei dem 

devonischen Untergrund 

einen „stabilen“ Schwan-

kungsbereich von 4.000-

8.000 Bq/m3 (Abb. 1), der 

den direkt darüberliegen-

den Wohnbereich ② mit 

durchschnittlich 431 Bq/m3 

belastete. Die tägliche 

Raumlüftung reduziert die-

sen Wert auf 78 Bq/m3. 

Ähnlich lag auch der belüf-

tete nicht unterkellerte EG-

Bereich ③. Bei ständig 

verschlossenen Fenstern 

stieg allerdings die Raum-

belastung auf Ø 247 

Bq/m3. Diagramm 1 doku-

mentiert den zeitlichen 

Verlauf der Messungen. 

Maßnahmen zur Kellerbe- 

und -entlüftung wurden 

eingeleitet.  

 

Beispiel 2 ist ein vollunter-

kellertes Objekt mit quartä-

rem Untergrund. Der erste 

Teil des Messzeitraums 

diente dem direkten Ver-

gleich Keller und Erdge-

schoss (beides unbelüftet). 

Im bis dahin gut durchlüfte-

ten Keller stieg Radon 

nach Abdichtung und 

Fensterschließung bis ca. 

2.500 Bq/m3 an, während 

in den darüber liegenden 

(im Messzeitraum unbelüf-

teten) Gebäudeteil kein 

Radon eindrang. Die Wirk-

samkeit einer in der Decke 

vorhandenen (Feuchte-) 

Dichtungsbahn ist gege-

ben (Ø 46 Bq/m3).  

Im weiteren Verlauf er-

folgte eine Prüfung der 

Wirksamkeit der Lüftung 

im Keller an zwei 
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Messstellen mit unter-

schiedlicher Bodenbede-

ckung. Für alle Messungen 

galt es zur Sicherung der 

Vergleichbarkeit, in glei-

cher Höhe und gleichen 

Wandabständen zu mes-

sen. Bereich 1 (Platten): 

Die Radonkonzentrationen 

sanken von Ø 1.800 Bq/m3 

bei Wiederaufnahme der 

Lüftung auf unter 900 

Bq/m3 mit weiter abneh-

mender Tendenz. Bei der 

(außer im Winter) ständig 

praktizierten Lüftung er-

reichte das Radonniveau 

im (nicht dargestellten) 

Langzeitdurchschnitt 325 

Bq/m3. Im Bereich 2 mit 
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Diagramm 2: Radonmessung unterkellertes EG Objekt 2
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Diagramm 3: Radonmessung unterkellertes EG Objekt 3

Radongehalt Büro (Bq/m3) Radongehalt Keller (Bq/m3)
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Betonboden war ein ähnli-

cher aber deutlich abge-

schwächter Konzentrati-

onsverlauf zu konstatieren. 

Im Vergleich zum Ø im Be-

reich 1 von 895 Bq/m3 re-

duzierte sich der Ø auf 556 

Bq/m3.  

 

Diagramm 3 dokumentiert 

als drittes Beispiel einen 

Erdgeschoßbereich (ge-

nutzt als Büro), der von ei-

nem zweigeschossigen (!) 

Keller unterbaut ist, wovon 

der obere saniert wurde 

und als Lagerraum genutzt 

wird. Die Wirksamkeit der 

Sanierung ist am Messer-

gebnis sichtbar: 

Zwischen der Keller- und 

Erdgeschossmessung be-

stand eine sehr gute Kor-

relation im zeitlichen Ver-

lauf. Im Diagramm liegt 

eine Überlagerung ent-

sprechend den gleichen 

Wochentagen vor. Sicht-

bar war eine stabile Bewe-

gung der Radonausga-

sung auf niedrigem Ni-

veau. Dieser Radongehalt 

lässt auf eine gute Abdich-

tung gegenüber dem Un-

terboden schließen. Der 

untere radonbelastete Kel-

ler zeigte keine Auswir-

kung auf die sanierten Be-

reiche des Bürokomple-

xes. Die trotz des devoni-

schen-diabasischen Bau-

grundes relativ geringe 

Radonkonzentration des 

sanierten Objektes wird 

untergeordnet von der Nut-

zung der Räume beein-

flusst und unterscheidet 

sich werktags (im Mittel 55 

Bq/m3) vom Wochenend-

zeitraum (Ø 117 Bq/m3) für 

den Bereich im Erdge-

schoss. Auch die Nutzung 

des Lagerraums spiegelte 

sich im Verlauf der Mes-

sung wider. Der maßgebli-

che Wert des Nutzungs-

zeitraumes im Erdgeschoß 

betrug im Durchschnitt 55 

Bq/m3. 

 

Generell gilt zu beachten, 

dass in einem gut zum 

Baugrund abgedichteten 

Gebäude mit geologisch 

„aktiven“ Untergrund der 

Radongehalt deutlich ge-

ringer ausfallen kann als in 

einem älteren Hause mit 

porösen Eintrittsstellen 

über einen an sich wenig 

radonhaltigen Baugrund. 

Andererseits ist ein sanier-

ter Altbau durch Dämmun-

gen und Fenstermoderni-

sierung plötzlich so dicht, 

dass aus dem dabei i.d.R. 

in die Sanierung unzu-

reichend einbezogenen 

Untergrund aufsteigende 

Radongase infolge Rück-

gangs des Luftaustau-

sches den Radongehalt 

hausintern steigern (Dia-

gramme 1-3). Damit ist das 

eigentliche Hauptproblem 

der Radonentwicklung in 

Gebäuden bereits umris-

sen: Die Dichtheit und der 

Ausbreitungsweg. 

 

Fazit: Eine allgemeine 

Radongefahr im Keller und 

auch im nichtunterkeller-

tem Erdgeschossbereich 

besteht bei Gebäuden, in 

denen die Umsetzung all-

gemein anerkannter Re-

geln der Technik für Maß-

nahmen des Feuchte-

schutzes nicht erwartet 

werden kann. Wurden sol-

che Maßnahmen durchge-

führt, sinkt die Wahr-

scheinlichkeit einer rele-

vanten Radonbelastung 

rapide ab. Der zweite wich-

tige Punkt betrifft die Ein-

haltung erforderlicher Luft-

wechsel, wobei sich an 

den Vorgaben der Min-

destluftwechsel orientiert 

werden kann. Faustregel: 

20-30 m3/h und Person 

bzw. 40 % des Raumvolu-

mens in einer Stunde (Ab-

leitung aus [5]). Besonders 

in Altbauten kommt es auf 

die Aufrechterhaltung ei-

ner wirksamen Luftaus-

tauschrate an. 

Der geologische Bezug, 

den der Gesetzgeber mit 

der Einführung von Radon-

vorsorgegebieten herstel-

len wollte, ist bisher nicht 

über das Stadium von gro-

ben Schätzungen hinaus-

gekommen. Infolge fehlen-

der Radoninnenraumdaten 

favorisieren verschiedene 

Bundesländer, ob zur Ein-

sparung solcher Messun-

gen oder auch nicht, eine 

gebietsbezogene Bewer-

tung allein nach dem geo-

logischen Untergrund. 

Hierbei halten manche 

Umweltministerien der 

Länder den direkten Unter-

grund für maßgeblich, an-

dere setzen auf „abge-

deckten“ Untergrund der 

Tiefengeologie. Seriöse 

Untersuchungen hierzu lie-

gen nicht vor. Baden-Würt-

temberg begründet diese 

Vorgehensweise ausführli-

cher in ihrer Allgemeinver-

fügung (vgl. Bericht Seite 

13 dieser Strahlentelex-

Ausgabe).  

[1] AFP-Meldung vom 14.02.2021 

[2] „Validierung der regionalen 

Verteilung der Radonkonzentra-

tion in Häusern mittels Radon-

messungen unter Berücksichti-

gung der Bauweise“; BMU-2004-

641 (Herausgeber und For-

schungsauftraggeber); Kemski & 

Partner (Projekt-Realisierer und 

Verfasser) 

[3] Radon-Handbuch Deutsch-
land, BfS 2019 
[4] „Ausweisung von radonvorsor-
gegebieten in Sachsen“, Landes-
amt für Umwelt, Landwirtschaft 
und Geologie, 2020 
[5] DIN 1946-Raumlufttechnik, 
Teil 6 Lüftung von Wohnungen 

  

Die Aktuelle BfS-Be-

gründung zum geologi-

schen Primat: 

 „Da die Hauptquelle für Radon 

in Innenräumen der Boden un-

ter dem Haus ist, nutzen wir 

das geogene Radonpotenzial 

(RP) und einen geogenen Ra-

don-Gefahrenindex (GRHI) zur 

Vorhersage der geogenen 

Komponente der Rn-Gefahr in 

Innenräumen in Deutschland. 

Dazu verknüpfen wir Indoor-

Radondaten (n=44.629) mit 

Karten von GFK und GRHI und 

passen logistische Regressi-

onsmodelle an, um die Wahr-

scheinlichkeiten zu berechnen, 

dass Indoor Radon Schwellen-

werte von 100 Bq/m³ und 300 

Bq/m³ überschreitet. Die ge-

schätzte Wahrscheinlichkeit 

wurde für jede Gemeinde ge-

mittelt, indem nur die Schät-

zungen innerhalb des bebau-

ten Gebiets berücksichtigt 

wurden. Schließlich wurde die 

mittlere Überschreitungswahr-

scheinlichkeit pro Gemeinde 

mit dem jeweiligen Wohnge-

bäudebestand gekoppelt, um 

die Anzahl der Gebäude mit In-

nen-Rn über 100 Bq/m³ und 

300 Bq/m³ für jede Gemeinde 

zu schätzen.“ 

 - der Gefahrenindex löst das 

RP zur Bewertung für die Ra-

dongefährdung in Innenräu-

men in Deutschland ab 

- geschätzt: 11,6% aller Gebäu-

den liegen über 100 Bq/m³ und 

1,9 % über 300 Bq/m³  

- Gebiete (RVG) mit 10 % ≥ 300 

Bq/m³, umfassen nur 0,8 % 

des deutschen Gebäudebe-

stands (RP ≥ 44) 

- 77 % aller Gebäude befinden 

sich in Regionen mit geringem 

Risiko (RP < 20) 

Aus diesen Rn-Prioritätsbe-

reichskonzept folgt: „Für eine 

optimale Verringerung des 

Lungenkrebsrisikos müssen 

Bereiche außerhalb von Rn-

Prioritätsbereichen angegan-

gen werden, da die meisten ge-

fährlichen Rn-Konzentrationen 

in Innenräumen in Gebieten 

mit geringem bis mittlerem Ri-

siko liegen“ (RP 20 bis 44!!) 

Quelle: P. Bossew, E. Peter-

mann: „Kartierung der Radon-

gefährdung in Innenräumen in 

Deutschland: Die geogene 

Komponente“, März 2021 Wis-

senschaft der Gesamtum-

welt 780(2):146601 

https://www.researchgate.net/journal/Science-of-The-Total-Environment-0048-9697
https://www.researchgate.net/journal/Science-of-The-Total-Environment-0048-9697
https://www.researchgate.net/journal/Science-of-The-Total-Environment-0048-9697
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Im letztjährigen „Bundes-
tags-Klimawahlkampf“ ar-
gumentierten Parteien un-
ter Berufung auf Berech-
nungen der Europäischen 
Umweltagentur (EUA) mit 
Zahlen von 70.000 Men-
schen, die an den Folgen 
von Luftverschmutzung 
jährlich in Deutschland 
sterben [1]. Das würde im 
krassen Widerspruch zu 
den vom Deutschen 
Krebszentrum (DKZ) er-
mittelten Datenumfang 
stehen. Während das DKZ 
für Feinstaub jährlich um 
1000 Lungenkrebstote di-
agnostiziert, leitet die Eu-
ropäische Kommission 
(EEA) zehntausende To-
desfälle in Deutschland ab. 
Dabei werden Lungener-
krankungen generell und 
Herz-/Kreislauferkrankun-
gen zuzüglich einbezogen. 
Während die DKZ-Studie 
[2] epidemiologische 
Grundlagen berücksichtigt, 
handelt es sich bei den Be-
richten der EUA/EEA um 
Schätzungen auf wech-
selnder, auf jedem Fall un-
eindeutiger Grundlage.  
Der Abb. 1 ist der Bevölke-

rungsanteil aller 41 euro-

päischen Staaten zu ent-

nehmen, der 2018 vorzei-

tig infolge Feinstaubbelas-

tung verstarb. Die Jahres-

mittelwerte sind der Ster-

berate zugeordnet, die ent-

sprechend den länderspe-

zifischen Bedingungen 

(Bevölkerungsdichte, Hot-

spots, Industrialisierung 

u.a.) bei vergleichbaren 

PM2.5-Mittelwerten unter-

schiedlich ausfallen. Daher 

liegt kein linearer Verlauf 

vor; die Schätzungen pe-

geln um die dargestellte 

Trendlinie. Deutschland 

(grüner Datenpunkt) 

liegt dabei etwas oberhalb 

vom erwarteten Mittel. Die 

beiden roten Punkte be-

treffen die 28 EU- bzw. al-

ler 41 Europa-Staaten. Mit 

einem europäischen 

Durchschnitts-Jahresmittel 

von 13,2 bzw. 13,5 µg/m3 

befand sich die Feinstaub-

belastung im Jahre 2018 

zwischen der WHO-Emp-

fehlung von 10 µg/m3 und 

dem EU-Richtwert von 15 

µg/m3. Der Gesamt-Ø er-

laubt keinen Rückschluss 

auf die Ungleichverteilung 

der Belastung in Europa. 

Die Abbildung im neben-

stehenden Kasten ver-

deutlicht aber, wo die Be-

lastungsschwerpunkte lie-

gen. In absoluten Zahlen 

ausgedrückt bedeuten die 

0,076% anteilige Todes-

rate für 2018 in Deutsch-

land 63.100 Sterbefälle [3] 

Für Stickoxyd wurden 

5.900 und für  Ozon 4.000 

vorzeitige Todesfälle bilan-

ziert. Entgegen der EAU-

Empfehlung, die Daten der 

Noxen nicht zu addieren 

(mögliche Doppelzählung), 

scheinen einige Journalis-

ten und Wahlkampfstrate-

gen gerade das getan zu 

haben. Die Summe läge 

nun bei 73.000 und erklärt 

so die im Wahlkampf ver-

breiteten Zahlen von 

70.000, andere rundeten 

gar auf 80.000 Tote pro 

Jahr auf. 

Wie seriös sind diese Zah-
len? Hierzu zunächst ein 
Blick auf die Angaben der 
Vorjahre. Dabei ging die 
EEA von über 900.000 To-
desfällen im Jahre 1990 
aus, die 2016 auf 412.000 
und 2018 auf 417.000 Fall-
zahlen zurückgegangen 

sein sollen. Die höhere 
Zahl für 2018 kann unter-
schiedlicher Ländererfas-
sung geschuldet sein. Zwi-
schen 2009-2018 konsta-
tierte man einen Rückgang 
um 60.000 Fälle, was 
357.000 für 2009 ergäbe. 
Damit wären die Todes-
zahlen vor 2009 etwa 
8fach höher als danach 
gewesen. Das ergibt keine 

signifikante Korrelation mit 
der Feinstaubbelastung, 
zumal die EEA-Abnahme 
2016 zu 2015 mit 17.000 
von 391.000 auf 374.000 
Feinstaubtote in der EU 
angegeben wird. Sicher ist 
ein Rückgang noxenbe-
dingter Todesfälle mit wei-
ter abnehmender Tendenz 
zu verzeichnen.     Aber     
die Jahresangaben     sind 

Aktuelle Umweltthemen: Luftverschmutzung  

Die Schwerpunkte der Luftbelastung europäischer Met-

ropolen liegen in Süd- und Osteuropa. Freizugängliche 

Datenbanken der Europäischen Kommission erlauben ta-

gesaktuelle Nachverfolgungen des Luftqualitätsindexes 

einer Vielzahl von Großstädten, der die fünf maßgebli-

chen Luftschadstoffe berücksichtigt. Modifiziert kann 

auf Auswertungen wie die unten dargestellten Feinstaub-

belastung (PM2.5) separat zurückgegriffen werden. Der 

europäische Langzeit-Grenzwert liegt derzeit hier bei 25 

µg/m3. 323 Städte in 29 Ländern sind integriert. Der Um-

fang soll weiter forciert werden. Die beteiligten 52 deut-

schen Städte schneiden zwar überwiegend gut (< 10 

µg/m3) ab. Das deutsche Schlusslicht ist Berlin mit „mo-

derater“ Belastung < 15 µg/m3; es belegt in diesem euro-

päischen Ranking nur Platz 219. Wichtige Großstädte, 

wie z.B. Köln fehlen noch in der Datenerfassung.  

Die Kategorie „Schlecht“ beginnt bereits ab dem europä-

ischen Richtwert von 15 µg/m3, was im Städtevergleich 

dem Rangplatz 250 entspricht 
Quelle: www.eea.europa.eu; Europäischer Städteluftqualitäts-Viewer  

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

© Mapbox 

 

 

 

 
 

  Feinstaub 

 (µg/m3) 

 < 10 

 10 – 15 

 15 - 25 

 > 25 

 k.A. 

 

 

 

Aktuelles Umweltthema:  

Gesundheitliche Relevanz von 

Luftverschmutzung  

http://www.eea.europa.eu/


Heft-Nr. 03 vom 01.03.2022                          Ronneburger Strahlentelex                                 online- Ausgabe 01/2022 

8 
 

 unschlüssig. Neben zu-

sätzlichen sogenannten 
„Gesundheitsendpunkten“ 
der EEA-Berechnungen 
sind methodische Unter-
schiede zu beachten. Vom 
Umweltbundesamt (UBA) 
existiert eine flächende-
ckende Untersuchung im 
ländlichen und städtischen 
Hintergrundbereich für den 
Zeitraum 2007-2011, der 
sich zur Aufhellung des be-
schriebenen statistischen 
Widerspruches eignet [5]. 
Die Ermittlung einer bevöl-
kerungsgewichteten Fein-
staubkonzentration, unter-
teilt in 8 Belastungsklas-
sen (< 10 bis > 40 µg/m3 
PM10 in 5er Schritten) und 
verknüpft mit der Bevölke-
rungsdichte, folgt der epi-
demiologischen Betrach-
tungsweise. Ebenso die 
daraus für jedes Untersu-
chungsjahr errechnete po-
pulationsgewichtete mitt-
lere PM10-Konzetration 
(Expositionsbelastung), 
die sich in Kategorien wie 
in Abb. 2 aufteilen lässt. Al-
lerdings wird der ländliche, 
städtische und verkehrs-
nahe Hintergrund zum 
Jahresgesamtwert addiert 
und in einem nächsten 
Schritt für die Berechnung 
des jährlich zugeordneten 
gesundheitlichen Gesam-
trisikos herangezogen. 
Dies geschieht durch Mul-
tiplikation statistisch er-
fasster Sterbefälle mit ei-
nem feinstaubbedingten 
Anteil. Und genau hier un-
terscheiden sich die bei-
den Betrachtungsweisen. 
Während das DKZ dem 
Feinstaub für die Lungen-
krebsmortalität 2% zuord-
net, bilden die Ableitungen 
aus der Expositionsbelas-
tung und einer von der 
WHO übernommenen fein-
staubbedingten Krank-
heitslast (geminderte Le-
bensjahre) differenziertere 
Sterberaten ab. Ermittelt 
wurden 1,9-2,2 % für 
Atemwegserkrankungen 

bei Kleinkindern, 12,5-13,8 
% für kardiopulmonale 
Krankheiten sowie 18,1- 
20 % für Lungenkrebs bei 
Erwachsenen älter als 30 
Jahre. Letztere lägen da-
mit eine Dekade (!) über 
den Angaben des DKZ 
(vgl. Strahlentelex Nr. 2, 
Seite 2).  Für den in Abb. 2 
gekennzeichneten Zeit-
raum ermittelte das UBA 
so 47.000 vorzeitige To-
desfälle. Davon 8.000 mit 
Lungenkrebs (DKZ: 
1.000!). Der PM10-Last-
rückgang von 2011 bis 
2020 rechtfertigt keines-
falls die Angabe von 

70.000 Todesfällen durch 
Feinstaubexpositionen; es 
ist von deutlich unter 
47.000 auszugehen. Eine 
Ableitung aus umweltbe-
dingten Krankheitslasten 
der WHO ist eine Grob-
schätzung, die umweltba-
sierte Todeszahlen unter 
dem Blickwinkel der Wahr-
scheinlichkeit stellt und mit 
Vorsicht zu verwenden ist. 
Wie hoch müsste erst die 
Lungenkrebsrate in Peking 
oder Neu-Delhi sein, deren 
Jahresdurchschnitte 300 
µg/m3 überschreiten und 
Tageswerte über von 800 
µg/m3 erreichen. Mehr als 

100% feinstaubedingte 
Krebsrate geht nicht.  
Frank Lange 

 
[1] Bundestagswahlprogramm 
2021 Bündnis 90/Grüne, S. 46 
[2] Thomas Gredner u.a.  “Krebs-
erkrankungen aufgrund von In-
fektionen und ausgewählten Um-
weltfaktoren, Schätzung der zure-
chenbaren Krebsbelastung in 
Deutschland” 
[3] Air quality in Europe — 2020 
report; EEA Report No 09/2020 
[4]www.umweltbudesamt.de/ da-
ten/luft/luftschadstoffe 
[5] „Berechnung der gesundheitli-
chen Belastung der Bevölkerung 
durch Feinstaub“ D. Kallweit, D. 
Wintermeyer; UMID- Umwelt und 
Mensch – Informationsdienst, Nr. 
4/2013 
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Abb. 2: Ø jährliche PM10-Konzentration (µg/m3) in Deutschland 1995-2020  

 

Abb. 1: Sterberate in Europa im Zusammenhang mit PM2,5-Konzentration (µg/m3)  

 

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=Gredner%20T%5BAuthor%5D&cauthor=true&cauthor_uid=30236218
http://www.umweltbudesamt.de/%20daten/luft/luftschadstoff
http://www.umweltbudesamt.de/%20daten/luft/luftschadstoff
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Historie 

Die Gewinnung von Uranerz 

und deren Aufbereitung hat-

ten zu DDR-Zeiten eine sehr 

hohe Priorität. Dem Schutz 

der Menschen sowie der 

Natur und Umwelt wurden 

vergleichsweise geringe Be-

deutung zuerkannt. Die teils 

unsichtbaren Gefahren wur-

den verharmlost und wie 

Staatsgeheimnisse gehütet. 

Bei der Aufbereitung des 

Urans entstanden riesige 

Mengen an kontaminierten 

Rückständen. Diese muss-

ten entsorgt werden. Dazu 

wurden um die ehemaligen 

Tagebaugruben bis über 60 

Meter hohe Dämme ange-

schüttet. Dahinter wurden 

die sandigen Rückstände 

der Erzaufbereitung einge-

spült. Es entstanden meh-

rere hundert Hektar große 

Seen (sog. Schlammteiche). 

Auf dem Boden setzten sich 

die hoch radioaktiv und auch 

chemisch kontaminierten 

Rückstände als Tailings ab. 

Über mehrere Jahrzehnte 

wurde das Freiwasser im-

mer wieder abgezogen und 

zum Einspülen weiterer 

Rückstände genutzt. Die 

Oberkante der hoc h radio-

aktiv und chemisch belaste-

ten Tailings lag schnell weit 

über dem natürlichen Um-

feld (siehe Bild 1). 

 Nach 1990 wurde die Ge-

winnung von Uranerz einge-

stellt. Die Bundesrepublik 

Deutschland übernahm die 

ehemalige SDAG WISMUT 

und wandelte den ehemali-

gen Bergbaubetrieb in einen 

Sanierungsbetrieb mit dem 

neuen Namen WISMUT 

GmbH. Die verbliebenen Ar-

beitskräfte sollten fortan die 

selbst verursachten Hinter-

lassenschaften beseitigen 

bzw. sanieren. Weltweit gab 

es für eine derartige Heraus-

forderung noch keine be-

währten Lösungen. Dies ist 

auch äußerst schwierig, da 

die notwendige Verwahrzeit 

der Tailings maßgeblich 

durch die Halbwertszeiten 

der enthaltenen radioaktiv 

kontaminierten Stoffe be-

stimmt werden. Dies können 

bis mehrere Millionen Jahre 

sein! Für die vorhandenen 

Tailings wird allein der Ge-

halt an radioaktivem Uran 

mit mehreren tausend Ton-

nen angegeben. Aufgrund 

fehlender praktischer Erfah-

rungen wurden theoretische 

Betrachtungen zu verschie-

denen Varianten der Sanie-

rung angestellt. Eine wirk-

lich sichere Verwahrung in 

einem speziell zu errichten-

den Endlager wäre zwar 

sicher aber mit sehr großen 

Kosten verbunden gewe-

sen. Die Wahl fiel daher 

schnell auf die trockene in-

situ (vor Ort) Verwahrung. 

Die in den ehemaligen Ta-

gebauen angelegten Depo-

nien sollen dazu zum Endla-

ger für die hoch belasteten 

Tailings umfunktioniert wer-

den. Bei dieser vergleichs-

weise deutlich preiswerte-

ren Variante gibt es jedoch 

ein entscheidendes Prob-

lem. Weder der Untergrund 

noch die umgebenden 

Dämme haben seinerzeit 

entsprechende Dichtschich-

ten erhalten. Diese können 

auch heute nicht mehr nach-

träglich eingebaut werden. 

Schon früh traten außerhalb 

der eigentlichen Bergbauge-

biete die hoch kontaminier-

ten Sickerwässer aus. 

Ganze Ortschaften mussten 

weichen. Dies war aufgrund 

der damals staatlich festge-

legten Prioritäten für die 

ehemaligen Anwohner und 

Landeigentümer unabwend-

bar. Mit heutigem Handeln 

bestimmen wir unsere Zu-

kunft. Aktuell werden für die-

ses atomare Endlager 

grundlegende Parameter 

zur sicheren Langzeitver-

wahrung festgelegt. Die zu 

realisierende Abdeckung 

der ehemaligen IAAs spielt 

dabei eine entscheidende 

Rolle. 
 

Szenario 1 für derzeitig 

ausgeführte Abdeckung 

Prämisse: geringe Kosten 

bei der aktuellen Abde-

ckung 

Der Niederschlag versickert 

kontinuierlich in tieferlie-

gende Schichten. Bei Stark-

regen wird das Oberflächen-

wasser über HQ100- Ge-

rinne abgeleitet. Große 

Teile des Niederschlags 

versickern bis zu den Tai-

lings. Während in den äuße-

ren Bereichen die Nieder-

schläge fast ungehindert 

auch in die Tailings eindrin-

gen, ist dies in den mittleren 

Bereichen der Tailings 

(Feinstkorn) nicht der Fall. 

Zur Stabilisierung wurde in 

diesem Bereich mit einer 

schwimmenden Klapp-

schute Sand auf die Tailings 

aufgeschüttet. Die Durch-

lässigkeit der aufgebrachten 

Materialien ist hier größer 

als die der darunterliegen-

den Tailings. Oberhalb der 

Tailings staut sich zuneh-

mend kontaminiertes Was-

ser. Tatsächlich ist bereits 

heute ein Wasserstand 

oberhalb der Sandschicht 

erreicht. Den Tailings wird 

permanent mehr Wasser 

zugeführt als über Perkola-

tion in den Untergrund ab-

fließt. Das Ziel zur Trocken-

legung der Tailings wird 

sichtbar nicht erreicht. Es 

werden dauerhaft große 

Mengen an kontaminierten 

Materialien ausgespült und 

diffus an die Umgebung ab-

gegeben. Mit zusätzlich er-

richteten Brunnen wird ver-

sucht das Sickerwasser zu 

fangen. Dies gelingt nur teil-

weise. Dieser Teil wird der 

kostenintensiven Wasser-

aufbereitung zugeführt. Dort 

entstehen wiederum konta-

minierte Rückstände welche 

Endlagerung Uranbergbau:  

Alternativen der Abdeckung radioaktiver Erzschlammbecken 
von Uwe Halbauer 
Gastbeitrag zur Abdeckung der IAA Culmitzsch 

Der Wohnort des Autors befindet sich in Nachbarschaft von zwei ehemaligen industriellen Absetzanlagen (IAA), 
deren Sanierung seit 30 Jahren andauert und dadurch der atomaren Endlagerung zugeführt werden. 
Er betrachtet aus seiner Sicht die derzeit praktizierte Abdeckung im Vergleich zu einer alternativen Forderung. 

Bild 1 

Tailings 
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dann wiederkehrend ver-

wahrt werden müssen (ein 

weiterer Kreislauf entsteht). 

Durch die großen Mengen 

an nicht fassbaren Sicker-

wasser werden zunehmend 

auch Bereiche außerhalb 

des Sanierungsgebietes 

kontaminiert, sodass dort 

zusätzliche Maßnahmen 

notwendig werden. Die in 

großen Teilen nur 1m starke 

unbelastete Abdeckschicht 

wird durchwurzelt und aus 

den darunterliegenden 

Schichten gelangt kontami-

niertes Material über Pflan-

zen wieder an die Oberflä-

che. Die Bereiche müssen 

dauerhaft vor Zutritt gesi-

chert werden. Mit dem un-

verändert hohen Wasser-

gehalt in den Tailings wer-

den hohe Anforderungen an 

die Standfestigkeit der um-

gebenden Dämme gestellt. 

Während der extrem langen 

Verwahrzeit treten erhebli-

che Einschränkungen, un-

sichtbare Gefahren und rie-

sige Folgekosten auf. 

 

Szenario 2 für alternative 
dichte Abdeckung  
Prämisse: Schutz von 
Mensch und Natur sowie 
geringe Folgekosten  
Der Niederschlag versickert 
bis zur Dichtschicht. Ober-
halb der Dichtschicht befin-
det sich eine Drainage-
schicht über die das unbe-
lastete Sickerwasser abflie-
ßen kann. Bei Starkregen 
wird das Oberflächenwas-
ser über entsprechend der 

notwendigen Verwahrzeit 
ausreichend dimensionier-
ten Gerinne abgeleitet. Die 
hoch wirksame Dichtschicht 
hat eine Durchlässigkeit, 
welche kleiner der darunter-
liegenden Tailings ist. Ein 
Anstau von Wasser ober-
halb der Tailings findet nicht 
statt. Die den Tailings zuge-
führte Menge an Wasser ist 
kleiner als die abgegebene 
Menge. Damit wird der 
Wassergehalt in den Tai-
lings kontinuierlich geringer. 
In Folge werden auch die 
Mengen an kontaminierten 
Sickerwassern geringer, 
was wiederum eine stetige 
Reduzierung der aufzube-
reitenden Mengen an Ab-
wasser und den daraus ent-
stehenden Rückständen be-
wirkt. An der Oberfläche er-
folgt keine Durchwurzelung 
in kontaminierte Schichten, 
sodass eine Nutzung dieser 
Flächen (z.B. IAA Culmitz-
sch mit >200 ha) beispiels-
weise als Standort für er-
neuerbare Energien mög-
lich wird. Durch den fallen-
den Wassergehalt der Tai-
lings wird eine höhere 
Standsicherheit erreicht.  
 
Fazit: 

Nur selten ist eine kurzfristig 

billigere Lösung auch nach-

haltig. Gerade bei der not-

wendigen Langzeitverwah-

rung sollten die Folgen für 

künftige Generationen ge-

bührend berücksichtigt wer-

den. Bei der aktuellen Su-

che nach einem Endlager, 

für die aus den stillgelegten 

AKWs anfallenden Abfälle, 

stehen gerade diese Punkte 

im Vordergrund. Bei der ak-

tuell in einem geologisch in-

stabilen Gebiet praktizierten 

Verwahrung von ebenfalls 

radioaktiv kontaminierten 

Material, ist nachhaltiges 

Handeln derzeit nicht er-

kennbar. 
Uwe Halbauer 

 

Die vier größten radioakti-
ven Schlammbecken (in-
dustrielle Absetzanlagen-
IAA) in Sachsen und Thürin-
gen sind die Absetzanlagen 
Helmsdorf und Dänkritz 1 
bei der Stadt Zwickau sowie 
die Anlagen Culmitzsch und 
Trünzig bei der Stadt Ron-
neburg. In diesen Anlagen 
wurden feinkörnige 

radioaktive Rückstände der 
Uranerzaufbereitung einge-
spült und eingelagert. In 
Summe bedecken diese ra-
dioaktiven Endlager eine 
Fläche von rund 570 Hektar 
vor und 684 ha nach der Sa-
nierung. Hinter der offiziel-
len Nennung „als eine der 
größten Herausforderungen 
bei der Sanierung der 

Uranerzbergbauhinterlas-
senschaften“ [1] steckt das 
Hauptproblem der Uran-
bergbausanierung: Die 
langzeitsichere Endlage-
rung von insgesamt 154 
Mio. Tonnen feistgemahle-
nen Gestein („Feinkies“) des 
jahrzehntelangen Betriebes 
der beiden größten Uran-
Erzmühlen „industrielle Auf-
bereitungsanlagen- IAA 101 
und 102“, so die alten Tarn-
bezeichnungen der sowje-
tisch-deutschen Uranaufbe-
reitungsanlagen. Zur Erläu-
terung des an sich sehr 
komplexen Themas sollen 
die allgemeinverständlichen 
Ausführungen des Sanie-
rungsunternehmen Wismut 
GmbH [1] dienen: „Ziel war 
es, einen langfristig siche-
ren Zustand der Anlagen zu 
erreichen. Im Ergebnis der 
Untersuchungen wurde die 
so genannte trockene In-
situ-Verwahrung als die wirt-
schaftlichste Variante ge-
wählt. Das heißt, die 
Schlammteiche werden am 
Ort verwahrt, dabei wird das 
Freiwasser entfernt, die ein-
gelagerten feinkörnigen 
Rückstände werden unter 
Zuhilfenahme von geotech-
nischen Hilfsmitteln 

Endlagerung Uran-

bergbau:  

Sachstand zur 

Abdeckung radio-

aktiver Schlamm-

becken  
 

IAA Culmitzsch 1991 
Foto Wismut GmbH 
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stabilisiert und schließlich 
mit mineralischen Materia-
lien in mehreren Schichten 
abgedeckt. Diese Technolo-
gie wird prinzipiell an allen 
vier Standorten angewandt. 
… Bei der Verwahrung der 
Anlagen wurden in den ver-
gangenen Jahren große 
Fortschritte erzielt. Auf den 
Absetzanlagen Helmsdorf, 
Dänkritz 1, Culmitzsch und 
Trünzig ist die Zwischenab-
deckung beendet. Gegen-
wärtig wird auf den Absetz-
anlagen auf Teilflächen die 
abschließende Kontur mit 
der Endabdeckung herge-
stellt. Bei den Absetzanla-
gen Helmsdorf und Culmitz-
sch wurde die Sanierungs-
technologie der Zwischen-
abdecku ng modifiziert. Auf-
grund der schwierigen geo-
technischen Verhältnisse in 
den Zentralbereichen der 
Becken mussten die hier 
sehr feinkörnigen 
Schlämme vor dem Abzug 
des Wassers stabilisiert 
werden. Dazu wurde von ei-
ner schwimmenden Klapp-

schute aus, rieselfähiges 
Material (Haldenmaterial 
bzw. Kies/Sand) in mehre-
ren dünnen Lagen auf dem 
gering tragfähigen Unter-
grund aufgebracht. Dieser 
Vorgang wird als subaquati-
sche Abdeckung bezeich-
net. …. Gegenwärtig und in 
den nächsten Jahren wird 
die Kontur der Anlagen fer-
tiggestellt und mit einer End-
abdeckung versehen. Auf 
den Anlagen sind in einem 
weiteren Schritt Wege und 
Wasserableitungen zu 
bauen. Abschließend 

werden die entstandenen 
Landschaftsbauwerke be-
grünt und bepflanzt. Der Ab-
schluss der Sanierung ist in 
Helmsdorf und Trünzig mit-
telfristig geplant und wird in 
Culmitzsch am längsten 
dauern. … Hier wird in einer 
abschließenden Phase die 
Endabdeckung aufgebracht. 
Derzeit ist dazu eine ca. 1,5 
m mächtige mineralische 
Abdeckung konzipiert, die 
anschließend begrünt und 
zum Teil auch bewaldet wer-
den wird. Um das Sanie-
rungsergebnis zu sichern, 
werden Langzeitaufgaben 
notwendig sein.“ Gerade der 
letzte Punkt ist sehr komplex 
und steht im Zusammen-
hang mit alternativen Anlie-
gen im Beitrag von U. Halb-
auer. Die oberste Abde-
ckung ist seit der Genehmi-
gungsplanung 2012/2014 
Gegenstand intensiver Dis-
kussionen. Auch der „Strah-
lentelex“ berichtete hier aus-
führlich [2]; noch heute erfol-
gen die Ausführungsgeneh-
migungen abschnittsweise. 

Bei der nun letzten, aller-
dings mit 243 ha (ohne 
Dämme) größten Abde-
ckungsfläche des Endlagers 
Culmitzsch (hier lagern 55% 
der Schlämme der vier Anla-
gen) wurden in den Jahren 
seit Beginn der bergrechtli-
chen Genehmigungs-
phase(n) eine Reihe von Än-
derungen, auch infolge äu-
ßerer Kritik, aufgenommen, 
was die Problemhaftigkeit 
der Thematik offenbart. Es 
handelt sich nun um die Zu-
sammenführung von Er-
kenntnissen, die mit der IAA 

Helmsdorf und danach mit 
der IAA Trünzig gewonnen 
wurden. Dabei geht es um 
möglichst wasserfreie Abde-
ckung (schnelle und weitge-
hende Ablaufmöglichkeit 
der nichtkontaminierten Nie-
derschlagswässer) und die 
stärkere Langzeitentwässe-
rung des inneren Fein-
schlammbereiches. Hier 
konnte man mit offensicht-
lich zuvor gewonnenen ne-
gativen Erfahrungen aus 
Helmsdorf und Trünzig er-
folgversprechender gegen-
wirken. Das betrifft z.B. fle-
xiblere Ausführungen der 
Draine unter Beachtung der 
veränderlichen Versicke-
rungsgradienten im bis 72 m 
tiefen Schlammkörper oder 
die drainageschonendere 
Oberflächengestaltung. 
Auch erweiterte und tiefere 
Brunnengalerien wurden 
und werden angeordnet. Die 
Kritik des Umweltkreises be-
zieht sich auf den hohen 
Technisierungsgrad, der 
langfristig gesehen teurer 
kommt als eine kosteninten-
sivere „dichtere“ und „robus-
tere“ Gesamtabdeckung. 
Über den erreichbaren Wir-
kungsgrad ist allerdings 
keine tragfähige Aussage 
möglich; auch nicht, wie ein 
Vergleich in dieser Hinsicht 
zwischen robuster und tech-
nisierter Lösung ausfällt. 
Das ist leider den Erfahrun-
gen der Zukunft zu überlas-
sen. Der „Strahlentelex“ 
wird diesen Kernbereich der 
Sanierung weiterhin beglei-
ten und schon im Interesse 
der ungeklärten Nachsorge 
die offene Diskussion der 
unterschiedlichen Stand-
punkte fordern und fördern.  
Frank Lange 

 
[1] www.Wismut.de unter Punkt 
„Bereich Sanierung Ronneburg“  
[2] „Die Endabdeckung Deutsch-
lands größter radioaktiver Depo-
nie steht vor der Genehmigung“, 
Strahlentelex 630-631/2013 
  

Demnächst im 
Strahlentelex 
Die Kohortenstudie(n) 
zu früheren Wismut-
Mitarbeitern wird, wie 
angekündigt, nach 
jahrzehntelanger For-
schungsbeschäfti-
gung aktuell bewertet. 
Sie hat bei noch le-
benden Wismutbe-
schäftigten und -ange-
hörigen in der Vergan-
genheit immer wieder 
für Kritik, ja Unmut ge-
sorgt. Neben dem 
Versuch, eine allge-
meinverständliche Er-
läuterung der Studien-
ergebnisse darzustel-
len, wird es insbeson-
dere um die Grundla-
genbewertung dieser 
mehr dem Renommee 
der Forscher als der 
praktischen Realität 
dienenden Studie(n) 
gehen. Hierzu wird ein 
Insider des Gremi-
ums, das diese 
Grundlagen mit entwi-
ckelte, einen Fachbei-
trag beisteuern. Was 
daraus externe und in-
terne Mitarbeiter des 
BfS in meist englisch-
sprachigen Artikeln 
epidemiologisch be-
gründet ableiteten, hat 
immense Folgen für 
eine Fehleinschät-
zung der gesundheitli-
chen Gefahren durch 
Radon/Radonfolge-
produkte. Letztlich 
dienten aufwendig 
und auf Bürgerdruck 
gesicherte Gesund-
heitsdaten erkrankter 
Uranbergbaubeschäf-
tigte nur der Rechtfer-
tigung hoher Hürden 
für die Anerkennung 
der Berufskrankheit 
2402, wodurch ge-
sundheitliche Gefah-
ren der radioaktiven 
Niedrigstrahlung auf 
Dauer unterbewertet 
werden. 

IAA Culmitzsch 2020 
Foto Wismut GmbH 
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 Eine Ausweisung von 
Radonvorsorgegebieten 
(RVG) erfolgte in der „All-
gemeinverfügung zur Fest-
legung von Gebieten nach 
§ 121 Strahlenschutzge-
setz in Baden-Württem-
berg (Radonvorsorgege-

biete) vom 15.06.2021“ [1]. 
Darin wurden für Baden-
Württemberg (BW) 29 
Gemeinden zu RVG er-
klärt. Dem vorausgegan-
gen waren Aktivitäten, die 
den Vergleich zu anderen 
Bundesländern nicht 
scheuen müssen. Hierzu 
gehören lokale Bewertun-
gen der vom Bundesamt 
für Strahlenschutz erfass-
ten Daten, eigene Re-
cherchen und Messkam-
pagnen, Aufklärungen 
und eine Bürgerbeteili-
gung in Form der öffentli-
chen Anhörung. Mit Ver-
öffentlichung der Europä-
ischen Rahmenrichtlinie 
[2] war seit 2014 bekannt, 
dass die „Mitgliedstaaten 
Gebiete ermitteln, für die 
erwartet wird, dass die Ra-
donkonzentration (im Jah-
resmittel) in einer beträcht-
lichen Zahl von Gebäuden 
den einschlägigen nationa-
len Referenzwert über-

schreitet.“ Das Ministe-
rium für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft 
(MUKE) in BW stellte sich 
frühzeitig dieser Aufgabe.  
Bereits 2015, in der Ent-
wurfsphase des StrlSchG 
[3], wurde recherchiert, in 
wie weit RVG sich konk-
ret im Land abzeichnen 
und welcher Handlungs-
bedarf besteht. Radon-
messungen lagen zu die-
sem Zeitpunkt für fast die 

Hälfte der 1101 Gemein-
den in begrenzten Um-
fang vor. 4618 Datens-
ätze des Bundesamtes 
für Strahlenschutz (BfS) 
aus dem Messprogramm 
StSch 4187 (1998-2001) 
und 2551 eigene Mess-
daten des „BWPLUS-
Projektes“ (2015-2016) 
bildeten die erste Aus-
wertungsgrundlage. Be-
reits dieser an den Erfor-
dernissen gemessene 
bescheidene Umfang 
ergab 8 Gemeinden mit 
erhöhtem Handlungsbe-
darf (Ø über dem späte-
ren Referenzwert von 
300 Bq/m3) und 65 galten 
als konkret überprüfungs-
würdig. Auch die 352 Bo-
denluftwerte des BfS-
Projektes StSch 4106 be-
zog man in die Auswer-
tung ein. Allerdings 
wurde damals (2016) ein-
geschätzt, „dass für eine 
Gebietsermittlung und -
festlegung die Datenbasis 
als unzureichend bezeich-

net werden muss.“ [4] Die 
Radon-Gebäude-Daten 
dagegen sah man als 
brauchbar an, aber auch 
hierfür galt, „dass eine 
Festlegung von Radonvor-
sorgegebieten eine grö-
ßere Datenmenge notwen-

dig“ macht. Interessant ist 
die damalige Feststel-
lung: "…vorhandene 
Raumluftmessungen sind 
bedeutend höher zu wer-
ten, als einzelne Boden-

luftwerte“ ([4] S. 41). Auch 
ging man bereits 2016 
von einer bundesweiten 
Vorgabe zur Ausweisung 
von RVG auf der Grund-
lage geologisch bezogen- 

er Bodenluftdaten aus, 
deren Datengrundlage 
aber dann eine unbe-
dingte Erweiterung in 
„…nicht unerheblichen 

Umfang“ erfordert, die je-
doch bis dato nicht er-
reicht wurde. „Für die Aus-
weisung der Radonvorsor-
gegebiete sind weitere Ra-
donmessungen erforder-
lich, die die Radonsituation 
erfassen und die Aussage-
kraft von Prognosen über 
die regionale Überschrei-
tungswahrscheinlichkeit 
des Radon-Referenzwerts 
in Innenräumen von Ge-
bäuden verbessern. Das 
Umweltministerium führt in 
der Zeit bis zum Ablauf der 
gesetzlich vorgesehenen 
Frist für die Festlegung der 
Radonvorsorgegebiete 
(31.12.2020) zusätzliche 
Radonmessungen in Ba-
den-Württemberg durch.“ 
[5] 
Da nach § 153 StrlSchV 
[7] eine Referenzwert-
überschreitung von 10% 
der Gebäude auf 75 % 
der Fläche eines Gebie-
tes die Ausweisung zum 
RVG bestimmt und dies 
auf Grundlage des Prog-
noseverfahrens des BfS 
entsprechend der geolo-
gischen Situation des Ra-
donpotentials (RP) des 
Gebietes zu realisieren 
ist, nahm das MUKE eine 
Übertragung der Gebiets-
raster (10x10 km) des 
BfS auf die Verwaltungs-
grenzen des Bundeslan-
des vor. Dabei konnte für 
die Landkreisebene kein 
Gebiet über dem RP von 
44 eingepasst werden. 
Der Potentialwert 44 ei-
nes BfS-Rasters steht für 
eine statistische 90 %-Si-
cherheit einer Referenz-
wertüberschreitung (> 
300 Bq/m3) der 75/10 %-
Regel. Da mehrere Ras-
ter in einen Landkreis ein-
gehen, müssten auf 75% 

der Fläche die Raster-RP 
≥ 44 liegen; jedoch ge-
lang es dabei „… keine 
Radonvorsorgegebiete 
festzulegen, obwohl in be-
stimmten Regionen Ba-
den-Württembergs Radon-
werte gemessen werden, 
die zu den höchsten Wer-
ten im gesamten Bundes-

gebiet gehören.“ Das ver-
anlasste eine Einpassung 
auf Gemeindeebene, was 
wiederum zu einer Viel-
zahl von Gemeinden 
führte, deren lokale Geo-
logie und ggfls. Radon-In-
nenhaus- und/ oder Ra-
don-Bodenluftdaten sich 
mit den Radonpotentialen 
des BfS unzureichend 
deckten. „Um Radonvor-
sorgegebiete auf der 
Ebene von Gemeinden 
ausweisen zu können, hat 
das Umweltministerium 
daher zusätzlich die Vor-
hersage über das geogene 
Radonpotential zu jeder 
einzelnen Gemeinde durch 
die geochemische Karte 
von Baden-Württemberg 
für Uran im Gestein (Uran-
karte) geprüft und konnte 
so die Ergebnisse der 
Prognose des Bundesam-
tes für Strahlenschutz indi-
rekt bestätigen. … In An-
lehnung an § 153 Absatz 2 
der StrlSchV wird für hohe 
Grundgehalte von mindes-
tens 10 Milligramm Uran 
pro Kilogramm Gestein 
ebenfalls eine Mindestflä-
che von 75 Prozent der 
Grundfläche einer Ge-
meinde angesetzt. Auf 
diese Weise kann die ver-
gleichsweise grobe karto-
graphische Auflösung der 
Prognose des BfS durch 
ein zweites Kriterium, das 
für die Festlegung einer 
Gemeinde als Radonvor-
sorgegebiet zusätzlich er-
füllt sein muss, optimiert 
werden. Zusätzlich wird 
eine Mindestgröße für fest-
zulegende Radonvorsor-
gegebiete von 25 Quadrat-

Radonvorsorge 

Die Radonvorsorgegebiete (RVG) 

in Baden-Württemberg  

Frank Lange 
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kilometern gefordert. 
Dadurch kann sicher-
gestellt werden, dass 
keine einzelne Gemeinde 
mit einer kleinen Grundflä-
che in einer Region als ein-
zige ausgewiesen wird. … 
Bei stringenter Anwen-
dung dieser drei Kriterien 
auf die vorhergesagten 
Verhältnisse in den 1101 
Gemeinden Baden-Würt-
tembergs ergeben sich 29 
Gemeinden als Gebiete im 
Sinne des § 121 Absatz 1 
Satz 1 des Strahlenschutz-

gesetzes.“ Insofern be-
stimmt letztlich ein stim-
mig-logischer Ansatz die 
Ermittlung der Radonvor-
sorgegebiete. Hierfür gibt 
das Umweltministerium 

zwar an, an ausgewähl-
ten Orten weitere Radon-
messungen durchgeführt 
zu haben. Allerdings sind 
keine Ergebnisse veröf-
fentlicht. „Auch nach der 
Festlegung der Gebiete 
wird das Umweltministe-
rium seine Messungen 
fortsetzen. Die neuen Mes-
sungen werden sich daran 
orientieren, wie diese Fest-
legungen überprüft werden 
können. Dadurch können 
sich zukünftig Änderungen 

ergeben.“ [6] Die Aussa-
gen täuschen nicht dar-
über hinweg, dass die 
Datenbasis der Radonpo-
tentiale (RP) unzu-
reichend geblieben und 
essentieller Bestandteil 

der RP-Schwellermittlung 
ist. Trotzdem reduziert 
das MUKE künftig die 
Ausweisung von RVG auf 
das geologische RP: „Das 
Umweltministerium hat die 
Radonvorsorgegebiete in 
Baden-Württemberg auf 
der Grundlage einer Prog-
nose des Bundesamtes für 
Strahlenschutz zum geo-
genen Radonpotential er-
mittelt. …. Die in der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung 
vorgeschlagene Ermittlung 
und Festlegung der Ge-
biete allein auf der Grund-
lage von Messwerten der 
Radoninnenraumkonzent-
ration erfordert … Messer-
gebnisse in ausreichender 
Anzahl an Gebäuden, die 
überdies für ein Gebiet re-
präsentativ sein müssen. 
Gebäude unterscheiden 
sich durch eine Vielzahl 
von Eigenschaften (Typ, 
Art, Bauweise, Alter und 
vieles mehr), wodurch es 
schwierig ist, Aussagen zu 
repräsentativen Gebäuden 
zu treffen. Selbst wenn 
dies gelänge, würden die 
Gebiete dann auf der 
Grundlage der gegenwärti-
gen Gebäudesubstanz 
und des örtlichen Zustands 
von Gebäuden und nicht 
aufgrund der geologischen 
Verhältnisse vor Ort fest-
gelegt werden. Die geolo-
gischen Verhältnisse ver-
ändern sich in menschli-
chen Zeiträumen betrach-
tet so gut wie nicht, die 
Bauweise von Gebäuden 
und der Zustand der Ge-
bäudehülle ändern sich 
über die Jahre und Jahr-
zehnte. Daher ist es rich-
tig, die Radonvorsorgege-
biete maßgeblich an den 
geologischen Verhältnis-
sen zu orientieren. Die re-
sultierenden, gesetzlichen 
Pflichten zum Bauen soll-
ten nicht davon abhängen, 
ob aus historischen oder 
anderen Gründen in der 
Nachbarschaft vornehm-
lich undichte Gebäude mit 

einem unzureichenden 
Luftaustausch stehen, in 
denen sich Radon ansam-
melt. Einzelne Messwerte 
aus Gebäuden können die 
Methode weder bestätigen 
noch widerlegen. Auch in 
Radonvorsorgegebieten 
müssen und werden nicht 
in jedem Gebäude die Ra-
don-Referenzwerte über-
schritten sein. Maßgebend 
sind neben dem Standort 
auch die Bauweise und der 
individuelle Zustand eines 
Gebäudes. Für die Festle-
gung von Radonvorsorge-
gebieten kommt es auf die 
geologischen Verhältnisse 
an, die kleinräumig variie-
ren können.“ [1] S. 11 

Und genau da liegt der 
Schwachpunkt des auf 
den geologischen Aspekt 
reduzierten Bewertungs-
algorithmus. Generell 
wird insbesondere eine 
repräsentative Erfassung 
geologischer RP künftig 
zu diskutieren sein, da 
bisherige Datenlagen und 
-qualitäten völlig unzu-
reichend sind. 

[1] Allgemeinverfügung zur Fest-
legung von Gebieten nach § 121 
Strahlenschutzgesetz in Baden-
Württemberg (Radonvorsorgege-
biete) vom 15.06.2021 
[2] Richtlinie 2013/59/ Eu-
ratom des Rates vom 5. Dezem-
ber 2013 zur Festlegung grundle-
gender Sicherheitsnormen für 
den Schutz vor den Gefahren ei-
ner Exposition gegenüber ionisie-
render Strahlung; Artikel 103 (3); 
vom 05.12.2013 
[3] Gesetz zum Schutz vor der 
schädlichen Wirkung ionisieren-
der Strahlung – Strahlenschutz-
gesetz StrlSchG v. 27.06.2017 
[4] Recherche zum Thema Ra-
don im Zusammenhang mit dem 
neuen Strahlenschutzgesetz; 
Karlsruher Institut für Technolo-
gie im Auftrag des MUKE BW; 
07.02.2017 
[5] Schutz vor Radon; MUKE Au-
gust 2019 www.um.baden-wuert-
temberg.de 
[6] Was tun wir in Baden-Würt-
temberg; ebenda 
[7] Verordnung zum Schutz vor 
der schädlichen Wirkung ionisie-
render Strahlung (Strahlen-
schutzverordnung - StrlSchV) v. 
29.11.18 

Abb. 1 u. 2: Lage und Ausweisungskriterien der RVG in BW [1] 

 

Das Umweltministerium hält die nachfolgend nochmals zu-

sammengefassten Kriterien für geeignet, erforderlich und an-

gemessen, um in Baden-Württemberg Gemeindegebiete als 

Radonvorsorgegebiete festzulegen:  

Kriterium 1: Der prognostizierte Flächenanteil einer Ge-

meinde für das geogene Radonpotential mit einem Radonpo-

tential RP ≥ 44,0 (auf eine Nachkomma-Stelle gerundet) be-

trägt größer oder gleich 75 Prozent der Gesamtfläche einer Ge-

meinde, wobei Seeflächen in der Betrachtung unberücksichtigt 

bleiben.  

Kriterium 2: Der prognostizierte Flächenanteil einer Ge-

meinde für das 90. Perzentil des Urangehalts im Boden mit 

Urangehalten U P90 [mg/kg] ≥ 10 beträgt größer oder gleich 

75 Prozent der Gesamtfläche einer Gemeinde, wobei Seeflä-

chen in der Betrachtung unberücksichtigt bleiben.  

Kriterium 3: Die nach den Kriterien 1 und 2 resultierenden 

Gebiete müssen mindestens eine Grundfläche von 25 Quadrat-

kilometer besitzen. 
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Ende 2022 schließen die 
letzten Atomkraftwerke. 
Die Bundesrepublik muss 
sich mit der Entsorgung 
des bereits vorhandenen 
und in den nächsten Jah-
ren immer noch entstehen-
den Atommülls befassen. 
Noch immer ist die Lage-
rung ungeklärt, weder für 
100 oder 500 oder 1000 
oder gar eine Million Jahre, 
das ist eine schwere Hypo-
thek an die Nachfolgegen-
erationen. 
 
Zunahme Atommüll trotz 
Atomausstieg 
Bisher sind rund 120.000 
Kubikmeter schwach- und 
mittelradioaktive Abfälle 
der Atomenergienutzung 
in Zwischenlagern eingela-
gert. Durch den Abbau und 
Betrieb der Atomkraft-
werke entstehen bis 2050 
schätzungsweise noch zu-
sätzliche 180.000 Kubik-
meter. Stand 2016 gibt es 
rund 15.000 Tonnen hoch-
radioaktiven Abfall in 
Deutschland und es wird 
trotz Atomausstieg noch 
deutlich mehr. Durch die 
Restlaufzeit und den Rück-
bau der Atomkraftwerke 
rechnet man mit einem An-
stieg um weitere 10.500 
Tonnen hochstrahlenden 
Atommülls.  
 
Politisierte Endlagersu-
che 
Bis der Atommüll vollstän-
dig abgebaut ist, braucht 
es eine Million Jahre. 
Selbst wenn Transmuta-
tion es irgendwann aus der 
Computersimulation in die 
Realität schafft, muss 
Atommüll noch rund 1000 
Jahre sicher verwahrt wer-
den. Einen geeigneten 

Standort dafür zu finden ist 
so oder so heikel. Nie-
mand will das Atommüllla-
ger vor der Haustür haben. 
Aber dass Bayern sich per 
Koalitionsvertrag für unge-
eignet erklärt, lässt die 
Sorge aufkommen, dass 
der politisch „einfachste“ 
und nicht der sicherste 
Standort gewählt wird.  
Am 28.09.2020 legte die 
Bundesgesellschaft für 
Endlagerung (BGE) den 
Zwischenbericht Teilge-
biete vor [1]. Nach über 
vier Jahrzehnten andau-
ernden - aber letztendlich 
erfolgreichen - Protesten 
gegen das Zwischenlager 
Gorleben hat die Bundes-
regierung 2013 beschlos-
sen, die Suche nach einem 
Atommüll-Endlager neu zu 
starten. Der Zwischenbe-
richt weist 90 Teilgebiete 
aus, die insgesamt 54% 
der Fläche Deutschlands 
abbilden. Die Gebiete wur-
den nach geowissen-
schaftlichen Kriterien aus-
gewählt [3], [4]. Die finale 
Auswahl eines Endlagers 
wird nach §1 Standortaus-
wahlgesetz (StandAG) bis 
2031 angestrebt und 2056 
soll es in Betrieb gehen. 
Mögliche Gebiete umfas-
sen mehr als die Hälfte der 
Bundesrepublik, so große 
Teile Norddeutschlands, 
Sachsens, Thüringens, 
Baden-Württembergs und 
Bayerns. Auf der Webseite 
des BGE sieht man, wel-
che Gebiete im Detail da-
zugehören (Abb. 1 nach 
www.bge.de). 
Nach Angaben der BGE 
wurden bisher nur Gebiete 
aus der weiteren Untersu-
chung ausgeschlossen, für 
die ausreichende Daten 

belegen, dass sie nicht ge-
eignet sind. Dennoch kann 
nicht jeder Ausschluss 
komplett nachvollzogen 
werden, weil manche Da-
ten die Rechte Dritter be-
rühren und deshalb nur in 
geschwärzter Form oder 
überhaupt nicht veröffent-
licht werden. Positiv fällt 
auf, dass Gebiete mit feh-
lenden Daten weiterhin als 
mögliche Standorte gelten. 
Der Plan einiger westlicher 
Bundesländer, sich über 
mangelhafte Angaben aus 
der Verantwortung zu 
stehlen, konnte mit dem 
Geo-Datengesetz verhin-
dert werden.  
Nach dem ersten Schritt, 
der Veröffentlichung der 
Teilgebiete für die Lager-
standorte bestand in der 
am 17./18. Oktober 2020 
gestarteten Fachkonferenz 
Teilgebiete die Möglich-
keit, auf Faktenbasis Teil-
gebiete auszuschließen 
oder zu verkleinern. Bisher 

unbekannter Altbergbau 
tiefer als 300 m und nicht 
berücksichtigte lokale geo-
logische Störungen sind 
dafür Gründe. Parallel 
startete die die Einbezie-
hung weiterer Standortfak-
toren, die Bevölkerungs-
dichte, Infrastruktur, In-
dustrieanlagen, Natur-
schutz und verkehrliche 
Erreichbarkeit bewerten.  
 
Einengung der Standort-
wahl 
Mittlerweile wurden soge-
nannte Modellregionen zur 
„Methodenentwicklung“ für 
„eine vergleichbare und ro-
buste Anwendung der re-
präsentativen vorläufigen 
Sicherheitsuntersuchun-
gen“ deklariert. Es handelt 
sich hierbei angeblich nicht 
um eine Vorauswahl, son-
dern um eine Datenerhe-
bung zur Erprobung der 
anzuwendenden Kriterien. 
Die vier Modellregionen 

(Vgl. Abb. 1) sind: ① Der 

Atommüll 

Atommüll – wohin damit in 

Deutschland?  

Ralph Lenkert, MdB 

Abb. 1: Teilgebiete nach §13 Standortauswahlgesetz [2] 

mit Kennzeichnung der relevanten Modellregionen 

2

C

V 
3 

4 

1

2

C

V 

http://www.bge.de/
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Salzstock Bahlburg in Nie-
dersachsen (Salzstock), 

② das Thüringer Becken 

(Zechstein und Steinsalz), 

③ das Saxothuringikum 

(Baden-Württemberg – 
Hessen – Thüringen – 
Sachsen) (kristalline Wirts-

gesteine) und ④ eine Re-

gion für Opalinuston (Ton) 
in Baden-Württemberg.  
 
Thüringen im Fokus? 
Dass zwei dieser Modellre-
gionen Thüringen umfas-
sen und somit Thüringen 
im Fokus der Modellunter-
suchung liegt, eröffnet Fra-
gen. Inwieweit ist zu be-
fürchten, dass im Rahmen 
der Modelluntersuchung 
einmal erhobene Daten 
später unter Zeit- und Kos-
tenargumenten als Eig-
nungsgrund vorgeschoben 
werden? In diesem Fall 
würde eine Entscheidung 
für einen Thüringer Stand-
ort zumindest wahrschein-
licher werden, als einer in 
Bayern.  
Der neu gewählte Bundes-
tag soll laut offiziellem Zeit-
plan demnächst entschei-
den, wo in der dritten und 
letzten Phase der Endla-
ger-Suche sogenannte Er-
kundungsbergwerke ge-
baut werden, um zu prü-
fen, was der beste Stand-
ort ist. 
Theoretisch klingt dies gut, 
aber es besteht in der Re-
alität noch immer die 
große Gefahr, dass politi-
sche Prämissen über 
Fachargumente siegen, 
oder das Nutzen und Las-
ten der Atomkraftnutzung 
ungerecht verteilt werden. 
Daher benötigt es einige 
zusätzliche Prämissen: 
Die im Gesetz geplante 
Variante, erst später be-
legbare Nachteile für den 
Atommüllstandort auszu-
gleichen, weckt den 

 
1) Radioaktive Endlagerung 
aus der Wismut-Urangewin-
nung bei Ronneburg 

Verdacht, dass das Lager 
gezielt in strukturschwa-
che Regionen kommt. Da-
her muss frühzeitig Klar-
heit herrschen über die 
Entschädigung der Regio-
nen, in denen Testberg-
werke entstehen und wei-
terhin die dauerhafte Ent-
schädigung des festgeleg-
ten Atommülllagerstandor-
tes beschlossen werden. 
Ich schlage jährlich 83 Mil-
lionen Euro (1 Euro pro 
Einwohnern Deutschlands 
und Jahr) vor.  
 
Persönliches Fazit: 
Thüringen hat schon heute 
mit 110 Millionen Tonnen 
strahlender Reste des 
Uranbergbaues11) seinen 
Anteil an der Verwahrung 
des atomaren Erbes über-
nommen. Dies muss in die 
Entscheidung ebenso ein-
fließen. Außerdem erfor-
dert es die Gerechtigkeit, 
dass bei gleicher Eignung 
zweier Standorte die Ent-
scheidung auf den Stand-
ort fällt, der in dem Bun-
desland liegt, dass mehr 
vom Atomstrom profitierte.  
Thüringen ist geologisch 
nur 2. Wahl. Thüringen hat 
mit den Folgen des Wis-
mut-Uranbergbaus den 
mengenmäßig größten An-
teil am strahlenden Erbe 
deutscher Industriege-
schichte und Thüringen 
hat nie von Atomkraft pro-
fitiert. Diese sachlichen 
Gründe sind es, warum ich 
ein Atommülllager in Thü-
ringen ablehne –  
Ralph Lenkert. 
 
 
 
[1] „Zwischenbericht Teilgebiete“  

v. 28.09.20 der Bundesgesell-

schaft für Endlagerung (BGE) 

[2] Gesetz zur Suche und Aus-
wahl eines Standortes für ein 
Endlager für hochradioaktive 

Abfälle (Standortauswahlgesetz 
– StandAG) 
[3] Teilgebiete und Anwendung 
Geowissenschaftliche Abwä-
gungskriterien gemäß § 24 Stan-
dAG. Untersetzende Unterlage 
zum Zwischenbericht Teilgebiete 
[4] Referenzdatensätze zur An-
wendung der geowissenschaftli-
chen Abwägungskriterien im 
Rahmen von § 13 StandAG – 
Grundlagen 

Abb. 3: Modellregion „Thüringer Becken“ und „Saxo-

thuringikum“ (Thüringer Teil) 

Abb. 2: Teilgebiete nach §13 StandAG in Thüringen 

2 

3 

Am 22. Juli 2021 verstarb das langjährige Mitglied 
und frühere Präsident (1995-1999) der Gesellschaft 
für Strahlenschutz e.V. (GSS) Prof. Dr. rer. nat. 
Wolfgang Köhnlein. Er gehörte zu den wenigen 
etablierten Hochschullehrern in Deutschland, die 
sich lange vor dem Atomausstieg in Forschung und 
Lehre gegen die Nutzung der Atomenergie verwen-
deten und gegen die öffentliche Verharmlosung 
von Strahlenschäden wie u.a. durch die Medizindi-
agnostik. Aus diesem Grund veröffentlicht der 
Strahlentelex in der nächsten Ausgabe einen aus-
führlicheren Nachruf (vorab bereits in der aktuellen 
online Ausgabe s/w). 
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Übertragungspflicht 
Die Bundesregierung sieht 
im Austausch von Strom-
zählern einen wichtigen 
Schritt zur Umsetzung der 
Energiewende, speziell als 
Beitrag für die digitale Fle-
xibilisierung des Stromver-
teilungsnetzes („Smart 
Grid“). Mit dem Begriff 
„Smart Meter Rollout“ be-
zeichnet der Gesetzgeber 
den Pflichteinbau digitaler 
Energiezähler mit online-
Funktion. Die damit ver-
bundene Diskussion in 
Fachkreisen und Umwelt-
verbänden der letzten 
Jahre heizte die Unsicher-
heit beim Endverbraucher 
eher an, als über tatsächli-
che nichtionisierende 
Strahlungszunahme und 
datenschutzrechtliche Be-
lange aufzuklären.  
 
Der Smart Meter Rollout 
Diese Wortschöpfung aus 
der Welt nicht sinnvoll 
übersetzbarer Anglizismen 
bezeichnet die Datenüber-
tragungspflicht von Ener-
gieverbräuchen bzw. -lie-
ferungen per online vom 
Verbraucher/Erzeuger 
zum Netzbetreiber. 
Das „Gesetz zur Digitali-
sierung der Energie-
wende“ (GDEW) vom 
29.08.2016 [1] regelt im 
Artikel 1 (Messstellenbe-
triebsgesetz) insbeson-
dere: Ausstattung, techni-
sche und datenschutz-
rechtliche Mindestanforde-
rungen, den Betrieb und 
die Messwert-erfassung/-
dokumentation/-nutzung 

 
2 General Packet Radio Service, 

abgekürzt GPRS (deutsch: „All-
gemeiner paketorientierter 

der modernen Messein-
richtungen und der intelli-
genten Messsysteme. Be-
troffen sind alle Anschluss-
nehmer der Energieversor-
gung. Beginnend 2017 
müssen abgestuft bis 2032 
digitale Stromzähler flä-
chendeckend eingebaut 
werden. Das Gesetz legt 
u.a. fest, welche Kunden, 
verbrauchsabhängig wel-
chen Zähler bis wann be-
kommen. Die neuen mo-
dernen Messeinrichtungen 
verfügen über eine Ver-
brauchsdaten-Aufsplit-
tung, die es jeden Nutzer 
erlaubt, seinen Strombe-
darf (oder Stromlieferung) 
zeitlich individuell nachzu-
vollziehen. Die digitalen 
Stromzähler können mit ei-
nem Smart-Meter-Gate-
way (SMG) als Kommuni-
kationseinheit aus- bzw. 
aufgerüstet werden. Mit 
dieser Funknetzverbin-
dung erfolgt dann per 
Fernablesung die Zähler-
datenerfassung. Man 
spricht nun vom intelligen-
ten Messsystem, das ab 
6.000 kWh/a Strombedarf 
generell zum Einsatz 
kommt. Bei weniger 
Stromverbrauch ist die Er-
weiterung zur Fernübertra-
gung eine Kannbestim-
mung (§ 29 Absatz 2), die 
optional (§ 31 Absatz 3) 
umsetzbar ist. Während 
das BMWi in einer Infor-
mationsschrift bei einem 
jährlichen Stromverbrauch 
unter 6.000 kWh grund-
sätzlich keine Einbau-
pflicht sieht [2], gehen 

Funkdienst“) ist die Bezeichnung 
für den Dienst zur Datenübertra-
gung in GSM-Netzen 

Verbraucherzentralen da-
von aus, „… dass der 
Messstellenbetreiber frei 
entscheiden kann, ob er 
ein solches intelligentes 
Messsystem einbaut oder 
nicht.“ [3] Infolge fehlender 
zertifizierter Messgeräte 
geriet der eigentlich seit 
2017 zu realisierende Zäh-
lerwechsel ins Stocken [4]. 
Ab 2020 nahm der großflä-

chige Einbau der Smart 
Meter Fahrt auf. Nachdem 
Ende 2018 der erste zerti-
fizierte Hersteller auf den 
Markt trat, drängten 2019 
acht weitere Firmen nach 
(Produkt-Zertifizierung 
vom Bundesamt für Si-
cherheit in der Informati-
onstechnik (BSI) [5]. 
Sofern nichts anderes ver-
traglich vereinbart wird, 
übermitteln die Zähler bis 
10.000 kWh/a lediglich den 
Gesamtjahresverbrauch. 
„Liegt der Verbrauch über 
10.000 kWh oder die 
Nennleistung einer strom-
erzeugenden Anlage über 
7 kW, werden mehr Daten 
erhoben.“ [2] Es gibt dann 
ein tägliches Protokoll mit 
Messwerten aus 15-Minu-
ten-Interwallen für den 
Verbrauch oder die Ein-
speisung.  
Die neuen zählerkompatib-
len Kommunikationsein-
heiten SMGW (Smart Me-
ter Gatway) können 

gängige Datenplattformen 
unterschiedlicher Netz-
technologie (2G-4G) nut-
zen. Darüber hinaus wird 
auf eine Vorzugsnutzung 
von Frequenzen (z.B. 450 
MHz) zur Erhöhung von 
Funktionalität, Standardi-
sierung und Sicherheit ori-
entiert. Bisher geht man 
von einer Übertragbarkeit 
bei 75% aller Messstellen 
aus. „Sobald die Mobil-
funkübertragung nicht ge-
währleistet werden kann, 
verbindet sich das SMGW 
über das Breitband-
Powerline-System auto-
matisch mit den nächster-
reichbaren Kommunikati-
onseinheiten, die über 
ausreichend Mobilfunk-
empfang verfügen. Über 
LTE oder GPRS2 werden 
die Daten schließlich an 
den Energieversorger 
übertragen. Auf diese 
Weise entsteht ein dyna-
misch verknüpftes Netz 
(Mesh-Netzwerk) an Smart 
Meter Gateways.“ [6] Mit 
Einführung 5 G wird die flä-
chendeckende Übertrag-
barkeit erreicht werden. 
Frank Lange 
 
[1] Gesetz zur Digitalisierung der 
Energiewende (GDEW) vom 
29.08.2016; Artikel 1 
[2] „Smart Meter und digitale 
Stromzähler“, BMWi, September 
2019 
[3] Verbraucherzentrale Nord-
rhein-Westfalen: „Die neuen 
Stromzähler kommen“ vom 
24.07.2019 
[4] Barometer Digitalisierung der 
Energiewende; Modernisierungs- 
und Fortschrittsbarometer zum 
Grad der Digitalisierung der lei-
tungsgebundenen Energiewirt-
schaft; BMWi Jahresbericht 2018 
[5] Energie Depesche 1/2019 
vom März 2019, Hrsg. Bund der 
Energieverbraucher e.V. 
[6] https://www.ppc-ag.de/intelli-
gentes-messsystem/kommunika-
tionstechnik/mobilfunk/ 
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Auch wird berichtet, dass 
er 1999 zum Mitglied und 
stellv. Vorsitzenden der 
deutschen Strahlenschutz-
kommission SSK berufen 
wurde sowie 2000 als 
deutscher Vertreter in das 
internationale Strahlenko-
mitee der Vereinten Natio-
nen UNSCEAR. 
Wolfgang Köhnlein wurde 
1933 in Lauerbach (Oden-
wald) geboren und stu-
dierte Physik an der Uni-
versität Heidelberg. Seine 
Doktorarbeit machte er am 
1956 gegründeten Kern-
forschungszentrum Karls-
ruhe. Zu diesem gehörte 
ein neues Institut für Strah-
lenbiologie, dessen Direk-
tor, der Physiker Karl Gün-
ther Zimmer parallel dazu 
eine ordentliche Professur 
für Strahlenbiologie an der 
Universität Heidelberg be-
kleidete. Zimmer wollte die 
strahlengenetische For-
schung fortsetzen, die vor 
dem 2. Weltkrieg am da-
maligen Kaiser-Wilhelm-
Institut in Berlin-Buch be-
trieben und methodisch 
berühmt geworden war. 
Sein Doktorand Köhnlein 

promovierte 1962 an der 
Universität Heidelberg mit 
einer Arbeit über Primär-
wirkungen von ionisieren-
der Strahlung (Bildung von 
Radikalen) auf lebende 
Materie an Hand von Bak-
teriophagen und ihrer Be-
stände an spezifischen 
Nukleinsäurebasen. 
1964 erhielt er ein zweijäh-
riges Forschungsstipen-
dium des U.S.-amerikani-
schen National Institute of 
Health, das er an der Yale-
Universität in New Haven, 
Connecticut, verbrachte. 
Zurück in Deutschland 
wurde er 1967 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter im 
Institut für Strahlenbiologie 
der Universität Münster, 
angesiedelt in der medizi-
nischen Fakultät, wo er 
sich 1972 für das Fach 
Strahlenbiologie und Bio-
physik habilitierte. 1975 
wurde er dort zum Wissen-
schaftlichen Rat und Pro-
fessor für Strahlenbiologie 
und Biophysik ernannt. 
Damit war der Höhepunkt 
seiner Karriere erreicht, 
denn nach dem Supergau 
im Atomkraftwerk Three 

Mile Island 1979, ange-
sichts der offiziellen Vertu-
schungen der Umweltkon-
taminationen und der 
Strahlenfolgen sowie der 
Verfolgung der wissen-
schaftlichen und juristi-
schen Vertreter der Opfer, 
entwickelte und outete er 
sich als Atomenergiegeg-
ner. Zeitgemäß geriet er 
auf die Abschussliste der 
Atomlobby und sah sich 
hinfort auch den Schmä-
hungen der Mainstream-
wissenschaft ausgesetzt. 
1994 wurde er noch zum 
Geschäftsführender Direk-
tor des Instituts für Strah-
lenbiologie in Münster ge-
wählt. Dieses Amt versah 
er im Bewusstsein, dass 
die Tage des Instituts ge-
zählt sein würden, denn 
europaweit verschwanden 
solche unabhängigen For-
schungseinrichtungen, 
weil die Anwender ionisie-
render Strahlung in der 
Medizin genügend Kennt-
nisse über die Nebenwir-
kungen zu haben glaub-
ten. 
Wolfgang Köhnlein war 
auch in seiner 

Heimatgemeinde Havix-
beck vielfach ehrenamtlich 
engagiert: mit seiner 2008 
verstorbenen Frau Lise-
lotte als Presbyter in der 
evangelischen Gemeinde 
und in der Friedensinitia-
tive Havixbeck sowie der 
Friedensinitiative der 
Nachbargemeinde Notteln. 
Seine Berufung in die 
SSK, Beraterin des Bun-
desumweltministers, er-
folgte unter der rot-grünen 
Regierung Gerhard 
Schröder (1998-2005) mit 
Umweltminister Jürgen 
Trittin (Grüne), die den 
Ausstieg aus der Atom-
energie zum Wahlkampf-
ziel erklärt hatten. Den-
noch sah Köhnlein seinem 
neuen Amt mit Enttäu-
schung und Skepsis ent-
gegen. Er kommentierte 
dies in einem Schreiben 
vom 30.09.1999 als Präsi-
dent der GSS an die Mit-
glieder u.a. wie folgt: 
. . . . Wir hofften, daß die 
Politiker der SPD und der 
Grünen mit dem Ausstieg 
aus der Atomtechnologie 
Ernst machen und sich für 
eine Verminderung der 
Kollektiven Strahlenbelas-
tung einsetzen würden. 
Wiederholt haben wir Lan-
des- und Bundespolitikern 
unsere Bereitschaft signa-
lisiert, ihnen Argumente zu 
liefern und den Ausstieg 
wissenschaftlich zu beglei-
ten. Wir haben wiederholt 
darauf hingewiesen, daß 
Wissenschaftler, die in den 
vergangenen Jahrzehnten 
für die Weiterentwicklung 
der Atomindustrie gearbei-
tet und so beruflich Karri-
ere gemacht haben, wohl 
schwerlich die geeigneten 
Berater für einen Ausstieg 
aus dieser Technologie 
sein werden- Ähnliches gilt 
für Mitarbeiter in den Mini-
sterien. Doch wir erhielten 
keine Resonanz. Auch die 
Vertreter der IPPNW und 
der Naturwissenschaftler-
Initiative machten 

Kritische Wissenschaft im Atomzeitalter: 

Nachruf für Wolfgang Köhnlein (1933-2021) 

von Inge Schmitz-Feuerhake und Horst Kuni 

Gesellschaft für Strahlenschutz e.V. 

Nov. 2021 

 
Am 22. Juli 2021 verstarb unser langjähriges Mitglied 

und früherer Präsident (1995-1999) der Gesellschaft für 

Strahlenschutz e.V. (GSS) Prof. Dr. rer. nat. Wolfgang 

Köhnlein. Er gehörte zu den wenigen etablierten Hoch-

schullehrern in Deutschland, die sich lange vor dem 

Atomausstieg in Forschung und Lehre gegen die Nut-

zung der Atomenergie verwendeten und gegen die öf-

fentliche Verharmlosung von Strahlenschäden wie u.a. 

durch die Medizindiagnostik. 

Im Nachruf der Universität Münster wird hervorgeho-

ben, dass er 2009 für sein jahrzehntelanges Engagement 

im Umweltschutz durch das Bundesverdienstkreuz ge-

ehrt wurde. Dazu gehörte seine Beteiligung an einer 

münsterländischen Windkraftanlage.  
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vergleichbare Erfahrun-
gen. Beide Organisationen 
hatten in der Vergangen-
heit die Atom- und Rüs-
tungspolitik scharf kriti-
siert. . . . . . .  
Ende des Jahres 1998 hat 
sich dann endlich etwas 
auf der politischen Bühne 
bewegt. Nach langem Zö-
gern und vielen internen 
Konsultationen und Ein-
sprüchen teilweise auch 
vom Bundeskanzleramt 
löste der neue Umweltmi-
nister die Strahlenschutz-
kommission (SSK) und die 
Reaktorsicherheitskom-
mission (RSK) auf. Dies 
führte zu heftigen Reaktio-
nen einiger Berufsver-
bände und Interessen-
gruppen. Es dauerte dann 
weitere drei Monate, bis es 
zur Berufung einer neuen 
Kommission kam. Natür-
lich wurde auch die GSS 
vom Umweltministerium 
gebeten, geeignete Vor-
schläge für eine Neubeset-
zung der SSK zu unterbrei-
ten. Es wurden viele Ge-
spräche geführt und wir 
hofften, daß auch mehrere 
Wissenschaftler unserer 
Gesellschaft berücksichtigt 
würden. Zu unserer gro-
ßen Überraschung wurde 
bei der Neubesetzung 
nicht der notwendige per-
sonelle Schnitt gemacht, 
der jetzt politisch möglich 
gewesen wäre, sondern 10 
der alten SSK-Mitglieder 
wurden wiederberufen. Zu 
den vier neuen Mitgliedern 
in diesem 14 köpfigen Gre-
mium gehören außer mir 
noch Herr Ch. Küppers 
vom Ökoinstitut in Darm-
stadt, Herr Kirchner von 
der Uni-Bremen und Herr 
Schumacher vom Physiker 
Büro in Bremen. Bei der 
konstituierenden Sitzung 
der SSK wurde die Epide-
miologin Frau Maria Blett-
ner zur Vorsitzenden und 

 
3 Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland e.V. 

ich zu ihrem Stellvertreter 
bestellt. Außerdem habe 
ich den Vorsitz im Aus-
schuß Strahlenrisiko. . .  
Der Unfall in der Atoman-
lage in Tokaimura hat wie-
der einmal gezeigt, daß die 
Atomtechnologie men-
schenfeindlich ist. Der Kri-
tikalitätsunfall in einem 
„High Tech“ Land sollte 
auch uns wieder Mut ma-
chen, energisch für die Be-
endigung dieser Technolo-
gie einzutreten. Das Inte-
resse der Medien, die Mei-
nung kritischer, unabhän-
giger Wissenschaftler zu 
hören, war an diesem Wo-
chenende sehr bemer-
kenswert. So waren meh-
rere Wissenschaftler der 
GSS wiederholt in Rund-
funk und Fernsehen zu 
Wort gekommen. Noch am 
Unglückstag hat MONI-
TOR das Thema aufgegrif-
fen. Wir haben auch am 
Freitag eine Presseerklä-
rung veröffentlicht, deren 
Wortlaut in der Homepage 
unserer Gesellschaft nach-
zulesen ist. 
In dieser Situation stellt 
sich für mich natürlich die 
Frage, wie es weitergehen 
soll. . . . 
Auf der im Folgenden ein-
berufenen Mitgliederver-
sammlung der GSS am 
20./31. Oktober 1999 
wurde die Mitarbeit Köhn-
leins in der SSK für richtig 
gehalten, wenngleich er 
dort der einzige kritische 
Experte für gesundheitli-
che Strahlenfolgen sein 
würde. Eine gleichzeitige 
Wahrnehmung des Vorsit-
zes der GSS kam damit 
natürlich nicht mehr in 
Frage. 
Seine Mitwirkung in der 
SSK bilanzierte Köhnlein 
später in Folge der Mehr-
heitsverhältnisse und man-
gelnder politischer Unter-
stützung als ergebnislos. 

4 Internationale Ärzte für die 
Verhütung des 

Seinen Posten im Komitee 
UNSCEAR ebenfalls, eine 
im Sinne der International 
Atomic Energy Agency 
IAEA arbeitenden Einrich-
tung, die von den Verein-
ten Nationen nicht nur zur 
Kontrolle von Kernwaffen-
material sondern auch zur 
Förderung der „friedlichen“ 
Anwendung von Atom-
energie großzügig finan-
ziert wird. 
Befriedigender und effekti-
ver war trotz der Anfein-
dungen aber sicherlich 
sein langjähriges Wirken 
als Hochschullehrer, bei 
dem er die Möglichkeiten 
der Universität in Form von 
Lehrveranstaltungen, Exa-
mensarbeiten und For-
schungsprojekten für seine 
Aufklärungsbemühungen 
nutzte. Seine diesbezügli-
chen Themen waren außer 
Strahlenbiophysik und 
Strahlenfolgen in Lehr- 
und Fortbildungsveranstal-
tungen vornehmlich For-
schungen zur biologischen 
Wirkung von Neutronen 
sowie zum Dosiswirkungs-
zusammenhang bei den 
Krebserkrankungen der ja-
panischen Atombomben-
überlebenden und generell 
im Niederdosisbereich. 
Letztere Arbeiten führte er 
zusammen mit seinem 
Freund, dem Kernphysiker 
Rudi H. Nussbaum, em. 
Prof. der Portland State 
University (Oregon), 
durch. 
Im Jahr 1988 – 2 Jahre 
nach der Tschernobylkata-
strophe - organisierte er ei-
nen internationalen Kon-
gress an der Universität 
Münster: „Die Wirkung 
niedriger Strahlendo-
sen“, der außer von 
BUND3 und IPPNW4 auch 
vom Gesundheitsminister 
seines Bundeslandes 
NRW gesponsert wurde, 
und dessen Proceedings 

Atomkrieges/Ärzte in sozia-
ler Verantwortung e.V.  

im Springer-Verlag er-
schienen. Eine weitere 
Publikation in diesem inter-
nationalen Wissenschafts-
verlag gelang ihm 1990 mit 
den Beiträgen zu einem 
Symposium:“Niedrig-
strahlung und Gesund-
heit. Medizinische, rechtli-
che und technische As-
pekte mit dem Schwer-
punkt Radon“, das anläss-
lich des Auftretens kindli-
cher Leukämiefälle in ei-
nem ehemaligen Uranab-
baugebiet bei Birkenfeld 
(Rheinland-Pfalz) abgehal-
ten wurde. 
1989 gründete er zusam-
men mit 4 anderen deut-
schen Hochschullehrern 
den wissenschaftlichen 
Verein Otto Hug Strahlen-
institut e.V. (OHSI) und 
war seitdem Mitherausge-
ber der Reihe Berichte des 
Otto Hug Strahleninstitu-
tes, in der bislang 25 Aus-
gaben erschienen sind. Er 
war außerdem Mitglied der 
Strahlenkommission, die 
der BUND nach Tscherno-
byl einberufen hatte, um 
den internationalen und 
nationalen offiziellen Ver-
harmlosungen entgegen-
zutreten, die sowohl die 
Strahlenbelastung der be-
troffenen Bevölkerungen 
betrafen als auch die medi-
zinischen Folgen. Die ge-
nannten externen Aktivitä-
ten setzte er auch nach 
seiner Pensionierung 1998 
fort. 
 
Eine Liste seiner sämtli-
chen wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen ist über 
die Website des OHSI ab-
rufbar (www. oh-strah-
len.org). Eine Auswahl kri-
tischer Schriften zu den 
Grundsatzfragen des 
Strahlenschutzes sei 
nachfolgend angefügt. 
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Wolfgang Köhnlein war in allem, wovon er überzeugt war, unnachgiebig, offen und direkt. Auf unsachliche An-
feindungen hat es sich nicht eingelassen. Wer das Glück hatte, Wolfgang näher kennenzulernen, war von einer 
empathischen Persönlichkeit tief beeindruckt. 
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